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Zusammenfassung 

Das vorliegende Papier eröffnet eine Reihe von Projektberichten zum Thema „Integ-

rierte Kommunalverwaltung/ eGovernment“. Es umreisst die theoretischen und prak-

tischen Ausgangslagen und versucht anhand einiger Szenarien Entwicklungsmög-

lichkeiten im Bereich der Verwaltung im ländlichen Raum aufzuzeigen. Im Anschluss 

werden die Projektinhalte und -module erläutert, sowie Problemschwerpunkte exem-

plarisch dargestellt. 

Ein besonderer Schwerpunkt wird dabei auf das Konzept der integrierten Kommuna l-

verwaltung gelegt. Aufgaben der Gemeinden und Kreise sollen für den Bürger aus 

einer Hand angeboten werden können, ohne dass hier rechtliche Grenzen verwischt 

werden. Darüber hinaus soll den Bürgern die Wahl des Zugangskanals zur Verwa l-

tung ermöglicht werden:  

 

• via Internet über das Virtuelle Rathaus,  

• via Servicemobil oder  

• durch den Multifunktionalen Serviceladen bzw. das örtliche Bürgerbüro.  

 

Durch die Verteilung auf Front Office, der „Schnittstelle“ zwischen dem Bürger und 

den Leistungsanbietern, sowie „Back Office“ ist eine sinnvolle Arbeitsteilung im Hin-

blick auf Verwaltungsvorgänge realisierbar. Denkbare Kooperationen mit privaten 

Dienstleistern ermöglichen einen umfassenden Service für den Bürger. Diese Model-

le könnten den ländlichen Raum attraktiver machen und Abwanderungsprozessen 

entgegen steuern. 

Dieser und die folgenden Projektberichte sollen eine Diskussionsgrundlage für Inte-

ressierte in Verwaltung, Wissenschaft und Wirtschaft bilden. 
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1. Einleitung 

Unsere Gesellschaft befindet sich momentan in einem umfassenden Umbruch-

prozess. Die Ablösung der Industriegesellschaft durch die Informationsgesellschaft 

ist auch in Deutschland voll im Gange. Diese Entwicklung vollzieht sich in einer histo-

risch nie dagewesenen Geschwindigkeit und globalen Reichweite. Wir leben in einem 

schnelllebigen Informationszeitalter. Allein durch die Entstehung und Verbreitung des 

Internets - in nicht einmal zehn Jahren - wurden die Kommunikations- und Informati-

onswege verbessert und verkürzt. Das Internet als weltweit größtes Computernetz-

werk ermöglicht dem Benutzer den rechnergestützten Zugriff auf Datenbanken in 

aller Welt sowie die Kommunikation mit anderen Nutzern. Des Weiteren werden im-

mer benutzerfreundlichere Computer-Betriebsysteme und Software-Programme an-

geboten, die den Menschen den beruflichen und privaten Zugang zu elektronischen 

Daten und dem Internet immer mehr erleichtern. Es wird per eMail korrespondiert, 

Nachrichten können über News-Ticker ständig aktuell abgerufen werden, sogar Ein-

kaufen über das Internet und Online-Banking sind heutzutage kein Problem mehr. 

Die Vernetzung aller Bereiche unserer Gesellschaft schreitet immer mehr voran. 

Damit steht auch die öffentliche Verwaltung vor der Herausforderung, sich diesen 

Technologien und Entwicklungen zu öffnen. 

 

Vor diesem Hintergrund fördert seit dem 1. Januar 2001 das Ministerium für Wissen-

schaft, Forschung und Kultur des Landes Brandenburg ein Projekt zur „Integrierten 

Kommunalverwaltung/ eGovernment“. Dieses Projekt ist unter dem Namen e-LoGo 

(electronic local government) am Kommunalwissenschaftlichen Institut (KWI) der 

Universität Potsdam angesiedelt. Grundlegende Idee des Projektes ist der Aufbau 

einer integrierten Kommunalverwaltung, die durch eGovernment-Tools unterstützt 

wird. Sie soll dem Kunden der Kreis- bzw. Gemeindeverwaltung Dienstleistungen aus 

einer Hand anbieten. Aus dieser Grundidee ergeben sich zwei operative Ziele: 

• der Aufbau eines anwendungsorientierten regional und national/international 

ausgerichteten Forschungsnetzwerkes für die Einführung von eGovernment-

Lösungen in Verwa ltungen des ländlichen Raumes, 

• die wissenschaftliche Begleitung und Unterstützung bei der Einführung von 

eGovernment-Lösungen im Landkreis Potsdam-Mittelmark. 
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Das vorliegende Papier gibt Aufschluss über die zugrunde liegende Projektidee, den 

bisherigen Diskussionsstand und einige Kernprobleme der Praxis. Es bietet damit 

eine kurze Einführung in die Thematik und zeigt die Ausgangspunkte des Projektes 

auf.  
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2. Projektidee und Anwendungsszenarien 

2.1 Idee der „Integrierten Kommunalverwaltung“ 

Kommunale Aufgaben werden in Deutschland traditionell auf zwei unterschiedlichen 

kommunalen Ebenen erbracht: der Ebene der Kreisverwaltung und der Ebene der 

einzelnen Gemeinden (in Brandenburg: Städte und Ämter). Angesichts der in 

Brandenburg teilweise recht dünnen Besiedlung des ländlichen Raumes und der 

daraus resultierenden kleinteiligen Gemeindestrukturen werden eine größere Zahl 

von Aufgaben, die für den Bürger im Alltag relevant sind, durch die Kreis-

verwaltungen erbracht (Beispiele sind: Sozial- und Jugendhilfe, Kfz-Zulassung, 

Baugenehmigungsverfahren). Die Nutzung dieser Leistungen ist für die Bürger 

teilweise mit erheblichen Wegen und hohem Zeitaufwand verbunden. Daher wird in 

den Kommunalwissenschaften seit einiger Zeit der Gedanke einer zumindest 

teilweisen Integration der Leistungserbringung von Kreis- und Gemeinde-

verwaltungen diskutiert. Grundidee ist dabei: die Bürger sollen wohnortnah in ihrer 

Gemeinde und „unter einem Dach“ Dienste des Kreises ebenso wie die der 

Gemeinde beantragen und entgegennehmen können. Dies kann durch Übertragung 

von Aufgaben vom Kreis auf die Gemeinde- oder Stadtverwaltung oder durch 

gemeinsame Leistungserbringung durch Kreis und Gemeinde erreicht werden. 

Mittels eGovernment kann somit die „Fragmentierung der Zuständigkeiten der 

Kreisverwaltung und der Verwaltungen der kreisangehörigen Gemeinden“ 1 

überwunden werden. Die Dienstleistungen dieser „integrierten Kommunalverwaltung“ 

können dann an einer Stelle sowohl real – im Bürgerbüro – als auch virtuell – im 

Internet – genutzt werden.2  

Dieser Ansatz kann auf der Basis von bereits vorliegenden Erfahrungen mit dem 

Konzept des „Bürgeramtes“, dem Konzept des „Multifunktionalen Bürgerladens“ (An-

wendungsbeispiel: Gemeinde Bismark in Sachsen-Anhalt3) weiterentwickelt werden. 

In einer Gemeinde werden „unter einem Dach“ (z.B. im Rathaus) Dienste des eige-

nen Amtes, der Kreisverwaltung, anderer staatlicher Behörden (z.B. Arbeitsamt), von 

Sozialversicherungsträgern, von der Post, der Bahn oder verschiedenen Geldinstitu-

ten angeboten. Damit wird der Bürgerservice wesentlich verbessert (geringerer „Zu-

                                                 
1  Koch 2002: S. 28. 
2  Vgl. Koch aaO. 
3  Vgl. Klee-Kruse 1998; Beyer 1996. 
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ständigkeitsdschungel“, kürzere Wege und Wartezeiten) und es wird dem zuneh-

menden Abbau von Leistungsangeboten im ländlichen Raum – der ein Grund für die 

anhaltende Landflucht ist – entgegengewirkt. 

 

2.2 IT-Infrastruktur und Internetzugang 

Integrierte Dienstleistungsangebote sind dezentral in kleineren Amts- oder Stadtver-

waltungen ohne Einsatz entsprechender IT-Instrumente und -Strukturen nicht denk-

bar. Es muss für die jeweiligen „Front-Offices“ in den Ämtern eine unterstützende 

„Back-Office“-Infrastruktur geben. Die Vernetzung zu Back-Offices, die sich in unter-

schiedlichen öffentlichen, halböffentlichen und gegebenenfalls privaten Organisatio-

nen (Kreis, Land, Arbeitsverwaltung, Post, Bahn usw.) befinden, kann nur mit Hilfe 

elektronischer Netze und entsprechender Software-Lösungen herbeigeführt werden. 

Unter anderem kommt es auf gemeinsam genutzte Datenbestände, auf entspre-

chende Zugriffsverfahren, aber auch auf die notwendige Datensicherung und den 

Datenschutz an. 

 

Hinzu kommt schließlich der um sich greifende Einsatz neuer Medien (eMail, Internet 

usw.), der die Bürger verstärkt zu neuen Zugangsmöglichkeiten auf die öffentlichen 

Einrichtungen greifen lässt. Bürger und Unternehmen wollen nicht mehr in jedem Fall 

persönlich in Behörden erscheinen, um bestimmte Anträge zu stellen oder Leistun-

gen zu empfangen. Sie erwarten zunehmend einen elektronischen Zugang zur Be-

hörde. Hierzu sind geeignete Portale, handhabbare Benutzerführungen, Unterstüt-

zungs- und Beratungssysteme zu entwickeln. Es gibt zwar in zahlreichen Kommunen 

Deutschlands in dieser Hinsicht bereits wertvolle Vorarbeiten4, die meisten Umset-

zungen beschränken sich aber bisher auf Informations- und Auskunftssysteme. E-

lektronische Vorgangsbearbeitung und Interaktion zwischen Bürger und Verwaltung 

auf Online-Basis sind bisher die seltene Ausnahme. 

 

Ein wichtiges Ziel im beschriebenen Vorhaben besteht darin, für den Bürger plurale, 

alternative Zugangswege zu kommunalen Dienstleistungen zu erschließen („Mehrka-

nalstrategie“). Der Bürger soll den „konventionellen“ Zugang über den realen Servi-

cepunkt haben, soll aber ebenso die Möglichkeiten der eServices nutzen können. 

Durch die Integration von Angeboten verschiedener Verwaltungsträger im ländlichen 
                                                 
4  Siehe hier u.a. die Erhebung bei Masser 2000. 
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Raum wird „Single-Window-Zugang“ ermöglicht, d.h. der Bürger kann Leistungen 

lebenslagenorientiert an einer Stelle in Anspruch nehmen. Damit wird ein wichtiger 

Schritt zur Realisierung einer bürgerfreundlichen und wirtschaftsförderlichen Verwal-

tung ermöglicht, welche die Inanspruchnahme von Dienstleistungen der Verwaltung 

aber auch anderer Anbieter medienbruchfrei ermöglicht, Antrags- und Genehmi-

gungsprozesse beschleunigt und somit den im ländlichen Raum nicht unerheblichen 

Aufwand für Behördenwege reduziert. Darüber hinaus wird die Produktivität und Att-

raktivität der Verwaltung selbst erhöht.  

 

Dem Projekt e-LoGo liegt ein umfassender eGovernment-Begriff zugrunde. eGo-

vernment lässt sich nicht auf die elektronische Abbildung von Verwaltungsdienstleis-

tungen und ein Anbieten dieser Dienstleistungen über das Medium Internet reduzie-

ren. eGovernment bedarf der Reorganisation von Geschäftsprozessen, einer neuen 

Verwaltungskultur und einem neuen Verständnis der Verwaltung als Dienstleister am 

Kunden, der Etablierung bestimmter Basiskomponenten, die zur Anwendung einze l-

ner Dienstleistungen immer wieder benötigt werden, wie einem Formularportal, einer 

entsprechenden Sicherheitsinfrastruktur etc. Demnach durchdringt das Projektvorha-

ben verschiedene Bereiche der Gesellschaft: Es tangiert die Bereiche Wirtschaft, 

Verwaltung und Bürger, da diese Zielgruppen bzw. Kunden der künftigen Dienstleis-

tungen einer modernen Verwaltung sind und im Internetzeitalter bestimmte Erwar-

tungen hinsichtlich Bürgerfreundlichkeit, Dienstleistungsbereitschaft, technischer Er-

reichbarkeit und Transparenz hegen. Eine neue Verwaltungskultur muss sich entwi-

ckeln – es bedarf eines neuartigen Personalmanagements und einer innovativen 

Personalentwicklung in der öffentlichen Verwaltung. Eine onlinefähige Verwaltung ist 

ohne onlinefähige Mitarbeiter nicht zu realisieren.  

 

Die in den folgenden Abschnitten dargestellten Szenarien sollen denkbare Entwick-

lungen aufzeigen und verdeutlichen den Kontrast zur heutigen Verwaltungspraxis. 
 

2.3 Anwendungsszenarien 

2.3.1 Szenario 1: Verlängerung eines Personalausweises 

Gegenwart: Herr Otto N. lebt in einem kleinen Dorf mit 58 Einwohnern im nördlichen 

Teil des Landkreises Potsdam-Mittelmark. Bei der Beantragung seiner Invalidenrente 

stellt er fest, dass sein Personalausweis (PA) abgelaufen ist. Da die Gemeindever-
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waltung seines Dorfes bereits vor mehreren Jahren im Zuge der Gemeindegebietsre-

form in die 10 km entferne Amtsverwaltung verlegt wurde, ist er gezwungen, sich mit 

dem Bus zum Amtssitz zu begeben. Dort erfährt er, dass zum Verlängern des Perso-

nalsausweise die Geburtsurkunde und ein aktuelles Passbild notwendig sind. Um 

sich ein Passbild anfertigen zu lassen, fährt er in die nächste Stadt zum Fotografen.  

 

Da er es nun nicht mehr innerhalb der Dienstzeiten zur Amtsverwaltung schafft, muss 

er am nächsten Tag noch einmal zum Einwohnermeldeamt. Dort kann er seinen 

Ausweis beantragen; nach 6 Wochen erhält er die Mitteilung, dass sein PA eingetrof-

fen sei. Nach dem dritten Besuch bei der Amtsverwaltung erhält er seinen PA. 

 

Zukunft: Bei den Vorbereitungen zur Beantragung seiner Invalidenrente stellt Herr 

Willy L. fest, dass sein PA verlängert werden muss. Allerdings gibt es in seinem klei-

nen Heimatdorf keine Büros der Gemeindeverwaltung mehr. Aus dem Gemeinde-

anzeiger, den er im Internet abrufen kann, erfährt er, dass das Kommunale Service 

Mobile (KSM) am Dienstagvormittag auf dem Dorfplatz steht. Also begibt sich Herr 

Willy L. dorthin. Der Servicemitarbeiter erklärt ihm, dass zur Beantragung ein Foto 

und die Geburtsurkunde notwendig sind; beides hat er allerdings nicht dabei. Dies ist 

jedoch kein Hinderungsgrund, da die modernen Informations- und Kommunikations-

Technologien (IuK) hier umfangreiche Unterstützung bieten. Mittels einer Digitalka-

mera erstellt der Servicemitarbeiter ein digitales Passbild, das dem elektronischen 

Antrag beigefügt wird. Die Geburtsurkunde erhält er über das elektronische Archiv 

des Standesamtes. Um sich am System anzumelden, benötigt er seine digitale Sig-

naturkarte sowie die des Herrn L., um den Zugriff auf dessen Akte zu erhalten.  

 

Nachdem das elektronische Antragsformular ausgefüllt wurde, unterzeichnet es Herr 

L. mit seiner digitalen Signatur und der Antrag wird über das Netz an die Bundesdru-

ckerei weitergeleitet. Der Vorgang der Signierung wäre auch ohne eine persönliche 

Signaturkarte des Herrn L. möglich. In diesem Falle unterzeichnet er handschriftlich 

das Formular und der Bearbeiter beglaubigt dies mit seiner Karte. Nach drei Wochen 

holt Herr L. seinen fertigen PA im KSM ab.  
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2.3.2 Szenario 2: Rundfunkgebührenbefreiung 

Gegenwart: Frau Gerda G. wohnt in einem Feierabendheim im Westen des Land-

kreises Potsdam-Mittelmark. Für ihr Fernsehgerät muss sie keine Rundfunkgebühren 

zahlen, da sie aufgrund ihres Rentenniveaus befreit ist. Diese Befreiung läuft dem-

nächst aus, weshalb sie zur Amtsverwaltung muss, die sich seit der Gemeindege-

bietsreform im übernächsten Ort befindet. Zum Glück können ihr die Mitarbeiter des 

Heimes die Öffnungszeiten nennen, so dass sie sich nicht umsonst auf den Weg ma-

chen muss. Nachdem sie mit dem Bus zur Amtsverwaltung gefahren ist, stellt sie 

fest, dass das Amt heute sehr gut besucht ist und sie sich auf eine längere Wartezeit 

einrichten muss. Nach einer Stunde kann sie beim zuständigen Sachbearbeiter ihr 

Anliegen vorbringen; aus den vergangenen Jahren weiß sie, welche Unterlagen sie 

vorlegen muss. So steht einer Bearbeitung ihres Antrages nichts im Wege. Anschlie-

ßend kann sie die erhaltene Befreiung der GEZ zusenden. 

 

Zukunft: Frau Frieda F. wohnt in einer Seniorenresidenz auf dem Lande. Für ihr 

Fernsehgerät zahlt sie im Moment keine Gebühren, da sie wegen ihrer geringen 

Rente befreit ist. Diese Befreiung läuft demnächst aus und muss verlängert werden. 

Da Frau F. nicht mehr so gut zu Fuß ist, möchte sie sich nicht in das Bürgerbüro des 

nächsten Ortes begeben. Stattdessen geht sie in den Gemeinschaftsraum, in dem 

einige Internet-PCs stehen. Da sie an einer Einführungsreihe zur PC-Nutzung des 

Seniorenbüros teilgenommen hat und auch die Mitarbeiter der Seniorenresidenz bei 

Problemen hilfreich zur Seite stehen, hat sie ihre anfänglichen Ressentiments ge-

genüber dem neuen Medium abgelegt und nutzt es jetzt u.a. auch zur Kommunikati-

on via eMail mit ihren Enkeln. 

 

Sie ruft das Verwaltungsportal auf und sucht dort nach dem Begriff „Rundfunkgebüh-

ren“. Als Ergebnis erhält sie neben allgemeinen Informationen und zuständigen Ste l-

len einen Verweis auf ein Online-Formular. Dieses ruft sie sich auf ihren Bildschirm 

und füllt es aus. Die notwendigen Unterlagen (u.a. Rentenbescheid) fügt sie als Datei 

bei, unterzeichnet den Antrag mit ihrer digitalen Signatur und sendet ihren Antrag ab.  

 

In der Amtsverwaltung erhält der zuständige Mitarbeiter eine Mitteilung über einen 

neu eingegangenen Antrag. Er ruft sich diesen auf den Schirm und bearbeitet ihn. Da 

alle notwendigen Unterlagen beigefügt sind und die Voraussetzungen gegeben sind, 
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erstellt er einen Befreiungsbescheid und sendet diesen elektronisch an die Mailad-

resse der Frau F. Als diese am nächsten Tag ihre elektronische Post abruft, findet sie 

den Bescheid über die Rundfunkgebührenbefreiung vor und sendet ihn gleich an die 

GEZ weiter. 

 

Auch Herr Theo T. möchte seine Rundfunkgebührenbefreiung verlängern. Allerdings 

wohnt er in einem Mehrfamilienhaus im Nachbarort und verfügt nicht über einen ei-

genen PC. Er hätte zwar die Möglichkeit einen PC im Seniorenbüro zu benutzen 

bzw. das Bürgerbüro aufzusuchen, möchte sich aber aus gesundheitlichen Gründen 

nicht auf diesen Weg machen. Aber er besitzt, wie viele in seiner Altersgruppe, ein 

Fernsehgerät, mit der Besonderheit, dass es internetfähig ist und er über das rück-

kanalfähige Kabelnetz an das Internet angebunden ist. Auf diese Weise kann er die 

Funktionalität des Online-Formulars nutzen und erhält innerhalb kurzer Zeit seine 

Rundfunkgebührenbefreiung elektronisch zugestellt. 

 

2.3.3 Szenario 3: Bauvorinformationen 

Gegenwart: Herr Kurt W. wohnt gegenwärtig in Süddeutschland. Da seine Firma 

eine Niederlassung in Berlin aufbaut, sucht er für sich und seine Familie in Berlin 

bzw. im Umland ein Haus oder ein Baugrundstück. Nachdem er eine Reihe von Im-

mobilienanzeigen durchforstet und einen Makler beauftragt hat, erhält er die Informa-

tion über ein Haus, dass seinen Wünschen nahe kommt. Es befindet sich in einem 

Ort in der Nähe von Berlin. Um sich ein Bild von dem Objekt zu machen, nimmt er 

sich einen Tag frei und fährt dorthin. Bei der Besichtigung stellt er fest, dass einige 

Umbau- und Erweiterungsarbeiten notwendig wären. Also beschließt er die Baube-

hörde aufzusuchen, um im Vorfeld die Möglichkeiten abzuklären und eventuelle 

Probleme aufzudecken. Leider ist an diesem Tag keine Sprechzeit, so dass er an 

einem anderen Tag noch einmal wieder kommen muss.  

 

Bei seinem nächsten Besuch trägt er dem zuständigen Mitarbeiter sein Anliegen vor. 

Dieser muss zunächst einmal, bevor er etwas dazu sagen kann, den B-Plan aus der 

zentralen Ablage anfordern. Jedoch kann auch er nicht alle Fragen beantworten, so 

dass er ihn an die untere Naturschutzbehörde verweist, da diese ebenfalls zuständig 

sei. Nachdem der zuständige Mitarbeiter dieser Behörde sich zur Zeit auf einem Au-

ßentermin befindet und Herr W. auf einen anderen Termin verwiesen wird, ent-
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schließt er sich resigniert, auf eine Immobilie in Berlin zurückzugreifen. Auf diese 

Weise will er dem weiteren Behördenmarathon aus dem Weg gehen. 

 

Zukunft: Herr Stefan S. hat eine Stelle in einem Unternehmen am Medienstandort 

Babelsberg angenommen. Nun sucht er für sich und seine Familie eine Immobilie in 

der näheren Umgebung. Über seinen PC daheim sucht er im Internet nach entspre-

chenden Angeboten. Im Landkreis Potsdam-Mittelmark wird er fündig und ruft das 

detaillierte Angebot ab. Dort findet er neben einer genauen Beschreibung auch einen 

multimedialen Walk-Through, d.h. er kann sich das Gebäude virtuell von innen und 

außen betrachten. Dazu ruft er sich noch Informationen zur Lage des Objektes auf, 

anhand des Standplanes sieht er, wo es sich befindet. Zusätzlich erhält er Informati-

onen über Schulen, soziale und kulturelle Einrichtungen in der näheren Umgebung 

und die verkehrstechnische Anbindung durch öffentliche Verkehrsmittel. Über das 

Umweltinformationssystem erhält er zudem Angaben zur Umweltsituation, d.h. Luft-, 

Wasser- und Bodengüte, und über den B-Plan erfährt er, welche Vorgaben bei bauli-

chen Veränderungen zu beachten sind. Durch die aufschlussreichen und anschauli-

chen Informationen wurde das Interesse der Familie geweckt, so dass sie beschlie-

ßen, sich das Objekt vor Ort anzusehen. Das Objekt entspricht im wesentlichen ihren 

Wünschen, obwohl noch einige Umbauarbeiten notwendig sind.  

 

Über sein UMTS-Handy ruft Herr S. das Verwaltungsportal auf. Dort sucht er nach 

der Baubehörde und erhält verschiedene Informationen und Ansprechpartner. Er 

schickt eine eMail, in der er sein Anliegen schildert. Da er auch noch einige Informa-

tionen zur Schulanmeldung benötigt, entschließt er sich zu einem persönlichen Be-

such bei der Amtsverwaltung. Nach der Eingabe des derzeitigen Standortes erfährt 

er, wo sich das nächste Bürgerbüro befindet und wann es geöffnet ist. Er begibt sich 

dorthin und schildert dem Servicemitarbeiter seine Vorstellungen. Dieser benennt 

ihm die nächst gelegenen Schulen und die notwendigen Formalitäten. Bei dem Ge-

spräch wird  das Bauvorhaben angesprochen und der Mitarbeiter bietet an, der Fami-

lie S. dabei behilflich zu sein. Er lädt sich den B-Plan und weitere relevante Doku-

mente auf seinen Arbeitsplatz und bespricht mit Familie S. die Einzelheiten, die ihnen 

noch unklar sind. Leider weiß er auch nicht zu allen Fragen Rat, so dass er eine Vi-

deokonferenz zum Mitarbeiter der Baubehörde herstellt. Dieser hat bereits die einge-

gangene Anfrage gelesen, und weiß somit, worauf Familie S. Wert legt. Nachdem 
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noch ein Mitarbeiter der Naturschutzbehörde kontaktiert wurde, sind die Fragen be-

antwortet. Für die weiteren Schritte erhält Herr S. die notwendigen Unterlagen an 

sein elektronisches Postfach gesendet, so dass er mit seinem Bankberater und Ar-

chitekten die weiteren Schritte veranlassen kann. 
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3. Konzeptionelle Einbettung und Praxisbeispiele 

3.1 Konzeptionelle Einbettung 

eGovernment ist erst seit Ende der 1990er Jahre ins breite Blickfeld der Reformöf-

fentlichkeit gelangt. Dabei zählte die öffentliche Verwaltung zu den Ersten, die über-

haupt Informationstechnik eingesetzt haben, so dass schon lange vor der eGovern-

ment-Entwicklung die öffentliche Leistungserbringung im hohen Maße durch den 

Technikeinsatz bestimmt war.5 Auch die Verwaltungsinformatik – die anfangs noch 

stark an einer Rechtsinformatik orientiert war – setzt sich seit über drei Jahrzehnten 

mit dem Thema IT-Anwendungen und Verwaltung auseinander.  

Die klassische Verwaltungsinformatik führte in der Verwaltungswissenschaft bis dato 

eher ein „Schattendasein“, obwohl sie frühzeitig auf das Veränderungspotenzial der 

Informationstechnik hingewiesen hat. Für den deutschsprachigen Raum sind insbe-

sondere die Arbeiten von Brinckmann, Grimmer, Lenk, Reinermann und Traunmüller 

zu nennen.6 Im Gegensatz dazu hat die eher politikwissenschaftlich ausgerichtete 

Verwaltungswissenschaft das Thema – wenn überhaupt – aus einer Policy-

Perspektive aufgenommen, wobei sie sich auf eher allgemeine Demokratieaussagen 

beschränkt, die kaum eine für die Verwaltungsarbeit notwendige Konkretisierung 

aufweisen.  

Im Vergleich zum bisherigen IT-Einsatz ermöglicht eGovernment eine neue Qualität 

in der Erreichbarkeit von Personen, Daten und Verfahren, auf deren Basis sich neue 

Geschäftsmodelle für die Verwaltung entwerfen lassen.7 Vielfach wird jedoch die um-

fassende Veränderungsperspektive für die Verwaltungsarbeit nicht ins Blickfeld ge-

nommen, so dass vielen Projekten eine einseitige „Portallastigkeit“ – insbesondere 

zu deren Beginn – unterstellt werden kann. Zum Teil naive Euphorie und eine Fixie-

rung auf die elektronische Signatur prägen häufig noch das Bild von eGovernment.8 

Dabei haben die Projekte von  Media@Komm die Begrenztheit des Signatureinsat-

zes für die breite Bevölkerung hinreichend veranschaulicht.9 Erst langsam setzt sich 

die Erkenntnis eines Multikanalvertriebs von Verwaltungsleistungen durch, bei der 

sich physische und elektronische Zugangskanäle eher ergänzen als substituieren. 
                                                 
5  Vgl. hierzu: Reinermann 1981; Wind 1999, S. 136. 
6  Vgl. beispielhaft: Brinckmann/Grimmer u.a. 1974; Grimmer 1990; Lenk 1990; Reinermann 

1981. 
7  Vgl. Reinermann 1999, S. 18. 
8  Vgl. Lenk/Traunmüller 2001. 
9  Siehe hierzu u.a. Abschnitt 3.3, i.w. http://www.mediakomm.net. 
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Nicht alle Leistungen, die informationstechnisch über das Internet abbildbar sind, 

sind im auch im Bürgerportal gut aufgehoben.  

Nicht selten wurde und wird sowohl in der Wissenschaft wie in der Praxis die bisheri-

ge Forschungsarbeit der Verwaltungsinformatik unter Verweis auf die Neuartigkeit 

von eGovernment nicht bzw. wenig berücksichtigt. So sind beispielsweise Anforde-

rungen an Bürgerinformationssysteme – egal ob über BTX oder Internet realisiert – 

nicht in erster Linie eine Frage der Informationstechnik, sondern eine Frage der In-

formationsanforderungen. Diese generellen Anforderungen an Bürgerinformations-

systeme werden bei Internetauftritten immer noch häufig missachtet.10  

Zudem fliessen in Projekten nicht selten Erfahrungen aus dem eBusiness ein, die mit 

allzu großen Vereinfachungen einhergehen. Auch hier setzt sich erst langsam die 

Erkenntnis durch, dass „Government“ und „Business“ substantiell unterschiedliche 

Handlungslogiken und zum Teil auch Prozesse zu Grunde liegen.11 Die Verwaltung 

tritt dem Bürger eben nicht nur als Dienstleister gegenüber, sondern muss auch re-

gelnd zum Beispiel im Bereich der Eingriffsverwaltung tätig werden. Diese Bereiche 

werden bei der derzeitigen eGovernment-Diskussion kaum ins Blickfeld genommen 

und bei der Modernisierungsdebatte eher vernachlässigt. Dabei bietet beispielsweise 

auch die Polizeiarbeit vielfältige Möglichkeiten für eine verbesserte Verwaltungsarbeit 

durch den Einsatz elektronischer Medien.12  

Während die traditionelle Verwaltungsinformatik insbesondere in ihren Anfängen dem 

Automatisierungsleitbild verpflichtet war, steht eGovernment für eine umfassende 

Modernisierung der Verwaltung und ihres Institutionengefüges.13 Diese umfassende 

Perspektive auf Staat und Verwaltung gewinnt erst langsam an Bedeutung, obwohl 

der Zusammenhang zwischen eGovernment und Verwaltungsmodernisierung verbal 

oft behauptet wird. Letztlich sind die konkreten Berührungsebenen zwischen IT und 

Verwaltungsmodernisierung auch wissenschaftlich noch nicht hinreichend genau er-

schlossen, so dass der Zusammenhang zwischen beiden Ebenen letztlich diffus 

bleibt. Aus einer Modernisierungsperspektive ergibt sich daraus die Notwendigkeit 

einer verwaltungswissenschaftlichen eGovernment-Forschung, bei der jenes organi-

satorische und institutionelle Potenzial zu erschließen ist, welches die neue IuK-

                                                 
10  Vgl. stellvertretend: Schuppan/Scheske 2003. 
11  Vgl. Wimmer/Traunmüller/Lenk 2001; Lenk 2002. 
12  Als ein Beispiel sei die elektronische Melderegisterauskunft in Rathenow angeführt. Siehe 

Abschnitt 3.3. 
13  Vgl. Lenk 1997; Lenk 2000; Schuppan/Reichard 2002a; Schuppan/Reichard 2002b. 
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Technik erlaubt. Dies setzt in erster Linie organisatorische und weniger informations-

technische Gestaltungsarbeit voraus. Bezogen auf die Leistungserbringung im kreis-

kommunalen Raum muss sich verwaltungswissenschaftliche eGovernment-

Forschung verstärkt mit Fragen der Aufgabenverteilung, der Selbstverwaltung, der 

Legitimations- und Verantwortungssicherung sowie der Effizienz vernetzter Leis-

tungsarrangements auseinandersetzen. Diese Arbeit ist bislang erst in einigen An-

sätzen vollzogen. 

 

3.2 Internationale Entwicklungen 

Ein Vergleich von 17 Ländern hinsichtlich der lokalen Aspekte von eGovernment an-

hand von Pilotprojekten ergab, dass sich die Pilotprojekte im wesentlichen auf drei 

Schwerpunkte konzentrieren.14 (Abbildung 1) 

 

1. eServices: Darunter wird die Sicherung und Bereitstellung von Dienstleistungen 

der öffentlichen Verwaltung durch digitale Medien verstanden. Anwendungsbeispiele 

aus diesem Bereich sind u.a. in den USA, Großbritannien, Kanada, Deutschland, 

Singapur, und Hong Kong zu finden. 

 

2. eGovernance: Unter diesem Aspekt des eGovernment wird die Vernetzung aller 

Lebensbereiche (Bürger, Wirtschaft und öffentliche Verwaltung, gewählte Vertreter) 

verstanden, um eine Teilhabe am politischen Leben zu realisieren (einschließlich 

eDemocracy). Piloten finden sich z.B. in Brasilien, den Niederlanden, Finnland und 

Italien. 

 

3. eKnowledge:  Dieser Begriff meint die Entwicklung der Medienkompetenz und der 

IuK-Infrastrukturen, um sie als Standortvorteile im internationalen Vergleich vorwei-

sen zu können. Beispiele gibt es in Brasilien, Singapur, Hong Kong und Irland. 

                                                 
14  Vgl. dazu: Socitm/ IDeA  2002, S. 8.  
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eGovernance eService eKnowledge

Brazil
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and citizens

Canada

One stop access to multi 
level government services

Germany

Secure controlled access

Sweden

Enabling transactions with 
a high return for citizens, 
business and govenrment

United States of America

Driving down the costs of 
government services

Japan

Public Private internet service centres

United Kingdom

Standards, national infrastructure and support to local government

Finland 

Cross-sectoral 
partnerships, centers of 

excellence

Ireland

Community-based 
economic and social 

regeneration

 

Abbildung 1: Flavours of local egovernment15 

Für Deutschland ist eine Konzentration im Bereich der elektronischen Dienstleistun-

gen in Zusammenhang mit der Digitalen Signatur zu erkennen, was vor allem aus der 

Fokussierung auf die Media@Komm-Projekte resultiert. So gingen im wesentlichen 

die Projekte des Media@Komm-Wettbewerbes in die Auswertung ein, die auf eine 

Auslotung des Signatureinsatzes orientiert sind.  

Ähnlich wie bei der zuvor betrachteten Angebotsseite sieht es auch im Bereich der 

Nachfrage von Verwaltungsleistungen aus. So ergab eine Befragung von rund 

29.000 Personen in ca. 30 verschiedenen Ländern nach ihrer Nutzung von eGo-

vernment-Dienstleistungen ein sehr differenziertes Bild in den einzelnen Ländern16. 

Die Untersuchung erfolgte anhand eines zeitlichen Vergleichs der durchschnittlichen 

Nutzung im Jahre 2001 und 2002. In 14 der untersuchten Länder gab es gegenüber 

dem Vorjahr eine deutliche Zunahme der Nutzung von Verwaltungsdiensten via In-

                                                 
15  Quelle: Socitm/ IDeA  2002, S. 9. 
16  TNS Consultans 2002.  
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ternet. Die Begrifflichkeit „Government Online“ steht im Analyse-Kontext für das Ab-

rufen von Informationen, den Download von Formularen, die Teilnahme an politi-

schen Prozessen, das Wahrnehmen von Transaktionsdiensten (Steuer, Führer-

schein, Abfallgebühren) usw. Nur in einem Land ist die Nutzung rückläufig: in Japan 

sank die errechnete Nutzungsrate von 17% auf 13%. Der globale Durchschnittswert 

der Zunahme der Internetnutzung liegt demgegenüber bei 4%. Die größten Steige-

rungsraten waren beispielsweise in Australien (von 15% auf 46%), in Frankreich (von 

7% auf 25%) und in Deutschland (von 7% auf 24%) zu verzeichnen.17 Trotz dieser 

Zunahme liegt Deutschland unter der durchschnittlichen globalen Nutzung. Diese 

liegt laut Studie bei 30%. 

 

In den vergangenen Jahren wurden in einer Reihe von Projekten anregende Innova-

tionen in den Bereichen Bürgerinformationssysteme und Serviceläden pilotiert18. Ex-

emplarisch seien erwähnt: 

 

• Das Bürgerinformationssystem von Österreich (help.gv.at) 

Eine wegweisende Entwicklung stellt das unter der einprägsamen Webadres-

se „www.help.gv.at“ zu erreichende landesweite Informations- und Verwei-

sungssystem der Republik Österreich dar, das leicht zugängliche Bürgerinfo r-

mationen zu 55 Lebenssachverhalten (z.B. Arbeit, Eheschließung, Umzug 

etc.) zur Verfügung hält. In einer späteren Projektphase soll es möglich sein, 

Anträge über help.gv.at zu stellen. Derzeit bietet das Bürgerinformationssys-

tem, für das auch mit dem Ausdruck „@mtshelfer“ geworben wird, schon in 

sehr vielen Fällen den Einstieg, wenn Bürger bestimmte Anliegen verfolgen 

und nicht genau wissen, wohin sie sich wenden sollen. Es gibt notwendige 

Basisinformationen, die in vielen Fällen bereits per Internet-Link zu den Web-

seiten der zuständigen Behörden (auch Landes- und Kommunalbehörden) 

führen.19  

• Das öffentliche „Servicekontor“ in Norwegen  

Von 1992 bis 1996 wurde das von der norwegischen Regierung initiierte Pro-

jekt „Offentlige Servicekontorer“ durchgeführt. Zielsetzung war es, die Zu-

                                                 
17  Vgl. TNS Consultans 2002, S. 7 
18  Siehe zu europäischen Beispielen u.a. auch Hagen/Kubicek 2000. 
19  Vgl. Lenk/Klee-Kruse 2000, zu weiteren Fallbeispielen: Aichholzer, R./ Schmutzer, R./ Sepp, 

D., „Austria“ in: Hagen/Kubicek 2000. 
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sammenarbeit zwischen den verschiedenen staatlichen Behörden auf lokaler 

Ebene und den Kommunalverwaltungen in einem gemeinsamen Amt auszulo-

ten, um insgesamt zu einer effizienteren und kundenfreundlicheren Bereitste l-

lung öffentlicher Serviceleistungen zu kommen. Beteiligt an diesem Projekt 

waren insgesamt sieben Kommunen sowie die Arbeitsverwaltung, die Steuer-

verwaltung, die staatliche Krankenversicherung und die Post. Die Bilanz des 

Projektes nach 5 Jahren Laufzeit war überwiegend positiv. Alle Servicekontore 

wurden von der Bevölkerung gut angenommen. Der Ausbau der öffentlichen 

Serviceläden ist in Norwegen mit einem massiven Rückzug  der staatlichen 

Behörden auf lokaler Ebene verbunden. Zentralisierung bei gleichzeitiger De-

zentralisierung des Zugangs kennzeichnen die gegenwärtige Verwaltungspoli-

tik.20  

 

• One-Stop-Shops in Kanada  

In Kanada gehen entscheidende Entwicklungen nicht von der Bundesebene, 

sondern von den Provinzen aus. Das hier verfügbare Material ist besonders 

reichhaltig. Vor allem zeichnen sich einige Ansätze dadurch aus, dass der 

Single-Window-Zugang schon im Sinne eines integrierten Zugangsmanage-

ments wahrgenommen wird.21  

 

• Elektronische Steuererklärung in Großbritannien, Kanada und den USA  

Im Bereich der Steuerverwaltung können beispielsweise seit April 2000 briti-

sche Bürger ihre Steuererklärung elektronisch einreichen und sparen dabei, 

wie auch Unternehmen, 10 Pfund. Rund 25 Mio. US-Bürger sowie ca. 2,5 Mio. 

US-Unternehmen reichen ihre Steuererklärungen ebenfalls elektronisch ein. 

Die kanadischen Finanzbehörden erwarten unter anderem durch die Nutzung 

des NETFILE-Services eine zügigere Bearbeitung der Steuererklärungen. 

 

Die geschilderten Beispiele zeigen, dass in anderen Ländern durchaus schon Lö-

sungen in den Bereichen Integrierte Bürgerbüros bzw. Virtuelle Verwaltung pilotiert 

wurden und werden.  

 

                                                 
20  Vgl. Lenk/Klee-Kruse 2000. 
21  Vgl. Lenk/Klee-Kruse 2000. 
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3.3 Bundesrepublik Deutschland 

Die Position der „Informationsgesellschaft Deutschland“ im internationalen Vergleich 

ist durchwachsen: Es bestehen Defizite in der Software- und Hardware Produktion, in 

der Verbreitung von Personalcomputern und Internetanschlüssen befindet sich 

Deutschland im Mittelfeld; in der mobilen Kommunikation nimmt Deutschland eine 

Spitzenposition ein.22 

 

Fokussieren wir den Blick auf das virtuelle Rathaus. In den städtischen Verwaltungen 

Deutschlands lässt das virtuelle Rathaus vermutlich noch ein Weilchen auf sich war-

ten. Laut der Balanced  eGovernment Studie der Bertelsmann Stiftung werden die 

Potenziale der Informationstechnologie in Deutschland bei weitem noch nicht ausge-

schöpft.23 Um das virtuelle Rathaus möglichst effizient aufzubauen, empfiehlt die 

Studie ein systematisches Benchmarking sowie einen Informations- und Erfahrungs-

austausch der Städte untereinander. 

 

Einer der Gründe für die mangelnde Umsetzung in Deutschland bestehe in der feh-

lenden Ansiedlung der eGovernment-Projekte auf der Führungsebene. Zudem stehe 

in eGovernment-Strategien Deutschlands bislang allein der Serviceaspekt im Vor-

dergrund. Vom Download der Formulare bis zur Antragstellung online reichen die 

Zielstellungen. Die politische Teilhabe der Bürger über das Internet, wie sie eDemoc-

racy und ePartizipation ermöglichen würde, ist nicht Bestandteil der eGovernment-

Strategien. Doch bieten diese Mitwirkungsmöglichkeiten einen zusätzlichen Mehrwert 

für den Bürger. Durch eDemocracy könnten künftig vielfältige zusätzliche Möglichkei-

ten der politischen Meinungsbildung und Partizipation eröffnet werden, ob die Ab-

stimmung über das Netz oder die virtuelle Teilnahme an Sitzungen des Gemeindera-

tes: Das Internet bietet die Chance ohne Hierarchien, unabhängig von Ort und Zeit 

auf Informationsquellen der Medien, politischer Institutionen und anderer gesell-

schaftlicher Akteure zuzugreifen und Einfluss zu nehmen. Der direkte Zugang wird 

erleichtert. Die Balanced eGovernment Studie schlägt vor, ausgewogene Strategien 

zu erarbeiten, die neben dem Serviceaspekt auch die Beteiligungsmöglichkeiten der 

Bürger beinhalten. 24 

                                                 
22

  Vgl.: Staudt 2002: S. 1-18. 
23

  Vgl. Booz/Allen/Hamilton/ Bertelsmann Stiftung 2001.  
24  Vgl. aaO. 
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Die Nutzung des Internets setzt grundlegende Kenntnisse im Umgang mit den IuK-

Technologien voraus, die technische Ausstattung mit PC, Modem und Zugang zum 

Telefonnetz. Deutschland spielt im europäischen und internationalen Vergleich, was 

die Internetpenetration angeht, im Mittelfeld. Zudem besteht die Gefahr einer „digita-

len Kluft“ aufgrund der Teilnahmehürden, der technischen Ausstattung, der Bildung, 

der Medienkompetenz. Erste Gegenmaßnahmen wurden durch die Bundesregierung 

eingeleitet (u.a. die Initiativen „Schulen ans Netz“, „D21“).  

Bundesweit gibt es eine Vielzahl von Ansätzen und Entwicklungen im Bereich der 

Informationsgesellschaft, auf die im folgenden näher eingegangen wird. 

 

BundOnline 2005: BundOnline 2005 ist die eGovernment Initiative der Bundesre-

gierung. Sie wurde im Herbst 2000 gestartet. Die Initiative hat sich das Ziel gesetzt, 

bis zum Jahre 2005 alle ca. 400 internetfähigen Dienstleistungen des Bundes online 

für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung bereit zu ste l-

len.25 

 

Die Verwaltungsvorgänge sollen transparent werden. Im Idealfall soll der Kunde 

vom Antrag bis zum Bescheid die Bearbeitung seines Vorganges verfolgen können. 

Die Bundesregierung hat mit der Umsetzung begonnen und legte vier strategische 

Schwerpunkte fest: 

 

1. Modellprojekte aus verschiedenen Ressorts der Bundesverwaltung sollen als 

Wegweiser dienen. „Von den Besten lernen“ heißt hier die Maxime. Beispiele 

sind die Beschaffung übers Internet, das Arbeitsamt online oder die Bafög-

Rückzahlung via Internet.26 Seit dem 1. November 2000 können Bafög-

Rückzahler mit ihrem Sachbearbeiter über das Internet Kontakt aufnehmen 

und Anträge auf vorzeitige Rückzahlung oder Teilerlass online abwickeln.  

2. Den zweiten Schwerpunkt bildet das zentrale Verwaltungsportal des Bundes 

www.bund.de. Das Portal wurde auf der CeBIT im März 2001 vorgestellt. Auf 

bund.de werden unter anderem Informationen über die Institutionen und Be-

hörden des Bundes bereitgestellt. Eine Suchmaschine und ein umfassender 

Katalog liefern systematische Informationen über Behörden-Websites, Ad-

                                                 
25  Vgl. Zypries 2002, S. 44. 
26  Vgl.: Bundesministerium des Innern, 2001. 
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ressen und Ansprechpartner. Ein umfassendes Formularportal ermöglicht 

den Download zahlreicher Antragsformulare. 

3. Ein weiterer Meilenstein ist das einheitliche Dienstleistungsangebot der Ver-

waltungen im Internet. Zuständigkeiten sollen nicht verwischt werden; doch 

das Angebot soll für den Kunden überschaubar bereitgestellt werden. Das 

Kraftfahrzeugbundesamt und die Zulassungsstellen stellen Dienstleistungen 

bereit, für deren Erstellung eine sinnvolle Zusammenarbeit und eine gewisse 

Durchlässigkeit zwischen den Verwaltungsebenen wichtig ist.  

4. Den vierten Schwerpunkt bilden einheitliche technische Standards, die zu 

entwickeln und anzuwenden sind. 130 Behörden und Behördenbereiche sind 

für die Umsetzung von BundOnline 2005 verantwortlich. Würde jede Stelle 

eigene Lösungen unkoordiniert voneinander entwickeln, entstünden kosten-

intensive Lösungen, die womöglich nicht zusammenpassen. 

 

Ein praktisches Anwendungsbeispiel dieser Initiative ist das Formularcenter der Bun-

desverwaltung, das neben den Formulare von Bundesverwaltungen auch Formulare 

von Landes- und Kommunalverwaltungen unter www.bund.de bereitstellt. Neben der 

physischen Speicherung auf dem Server wird auf die jeweils zuständige Behörde 

und deren Formularangebot verlinkt. Über ein Redaktionssystems können die betei-

ligten Verwaltungen ihr Angebot aktualisieren. In die Portal-Datenbank werden alle 

Verfassungsorgane des Bundes, die oberen, mittleren und unteren Bundesbehörden 

sowie die meisten Landesregierungen und obersten Landesbehörden eingebunden. 

Darüber hinaus sind bereits die Länder Rheinland-Pfalz und Brandenburg mit ihrer 

gesamten Verwaltung präsent; weitere werden folgen.27 Gegenwärtig werden ca. 

1.000 Formulare bereitgehalten, vorwiegend im PDF-Format. Bis zum Jahr 2005,  ab 

dem alle internetfähigen Dienstleistungen des Bundes online verfügbar sein sollen, 

sollen diese in eine interaktive Form überführt werden.  

Zur Zeit können die Nutzer auf die Online-Formulare über verschiedene Wege 

zugreifen: Schlüsselbegriffe, Fachgebiete, Behörden, Dienstleistungen der Ressorts, 

Hypertextsuche. In der zukünftigen Ausbaustufe wird der Schwerpunkt des Angebo-

tes über die Informationsbereitstellung hinaus auf die Erschließung von Dienstleis-

tungen ausgedehnt, bis hin zur Erstellung eines elektronischen Geschäfts-

                                                 
27  Vgl. „Formulare A bis Z”, in Behörden Spiegel, März 2002, S. 42. 
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verteilungsplanes und der Bereitstellung von Muster-Dienstleistungen und Grundmo-

dulen für eGovernment für Behörden.28 

 

D21: Die Initiative D2129 ist im Sinne des aktivierenden Staates ein Zusammen-

schluss von gut 300 Wirtschaftsunternehmen und Institutionen in Deutschland und 

mittlerweile die größte Public-Private-Partnership des Landes. Sie hat sich zum Ziel 

gesetzt, die Transformation von der Industrie- zur Informationsgesellschaft in 

Deutschland zu beschleunigen. Deutschland soll im globalen Informationszeitalter 

eine führende Ste llung einnehmen. Die Initiative D21 soll eine offene, übergreifende 

Plattform von Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft bilden. Sie arbeitet 

auf niedrigem Institutionalisierungsniveau, versucht die wirtschaftliche und techno-

logische Kompetenz der Unternehmen zu nutzen. Bekannte Persönlichkeiten, unter 

anderem Bundeskanzler Gerhard Schröder als Vorsitzender des Beirats und der 

ehemalige Bundespräsident Roman Herzog, unterstützen dieses Vorhaben. Die bil-

dungs- und arbeitsmarktpolitischen Projekte dieser Initiative sind zum Beispiel das 

Internet-Klassenzimmer, das Ambassador-Programm sowie die Green Card.   

 

Media@Komm:30 Der Media@KOMM-Städtewettbewerb fand in drei Phasen statt. 

In der ersten Phase wurden 1998 kommunale Verwaltungen aufgerufen, Ideen und 

Projektskizzen für eine zukunftsorientierte Verwaltung unter Einsatz moderner IuK-

Technologien und der digitalen Signatur aufzuzeigen. Aus den eingegangenen 136 

Projektskizzen wurden 10 Kommunen ausgewählt, die eine Förderung für eine de-

taillierte Projektplanung erhielten (2. Phase). Aus diesen wurden dann für die dritte 

Phase 1999 drei Kommunen ausgewählt, die eine Umsetzungsförderung erhielten. 

Für besonders interessante Teilprojekte wurden Projektpreise vergeben; darunter 

Rathenow mit der „elektronischen Akteneinsicht“. Die Sieger Bremen, Nürnberg und 

Esslingen werden durch ein Forschungsnetzwerk begleitet, auf deren Erfahrungen 

innerhalb des Projektes „Integrierte Kommunalverwaltung/ eGovernment“ zurückge-

griffen wird. Ziel des Media@KOMM-Ansatzes ist es, in einem integrativen Ansatz 

im städtischen Raum innovative multimediale Dienste und Anwendungen möglichst 

unter Nutzung der digitalen Signatur zu entwickeln und deren Möglichkeiten und 

wirtschaftliche Potenziale zu demonstrieren. Zwischen öffentlicher Verwaltung, Bür-
                                                 
28  Vgl. Held 2002: S. 20; s. a. „Formulare A bis Z”, a.a.O. 
29  Vgl. http://www.initiatived21.de/ 
30  Vgl. http://www.mediakomm.net/ 
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gern und Wirtschaft sollen rechtsverbindliche Dienstleistungen und Transaktionen 

vollelektronisch ohne Medienbrüche getätigt werden können ("virtuelles Rathaus", 

"elektronische Akte", "Bürgerkarte"), um so Effizienz und Transparenz von Verwal-

tungs- und Geschäftsvorgängen zu verbessern. 

Für das vorliegende Projekt ist besonders der Ansatz Esslingens 31 interessant, das 

im  Vergleich zu Bremen und Nürnberg eine kleinere Kommune ist. Die besonderen 

Charakteristika des Projektes sind u.a.: 

 

• Kommunitarismus als gesellschaftspolitisches Leitbild der Anwendungen; 

Ziel ist die Steigerung der Bürgerbeteiligung,  

• Virtueller Marktplatz als Kern der Projekte, z.B. mit Firmendatenbank, 

Lehrste llenbörse, Handwerkerforum und integrierter Bildungsplattform, 

• Entwicklung kommunaler Dienste, z.B. Bürger-, Rats- und Investoren-

informationsdienst,  

• Durchführung sämtlicher Geschäftsvorgänge der Kommune mit Hilfe von 

Chipkarten/digitaler Signatur (angestrebt),  

• Entwicklung einer auf andere Mittelstädte übertragbaren Lösung,  

• Projektbündelung (mehrere Einzel- und Teilprojekte),  

• Franchisingmodell (Module und Gesamtkonzept); Kooperation mit der 

Stadt Ostfildern. 

 

Esslingen versucht den Wandel von der gewährenden zur gewährleistenden und 

moderierenden Verwaltung zu forcieren und die Kundinnen und Kunden in sämtli-

chen Lebenslagen zu unterstützen. Zugleich fühlt sich die Stadt verpflichtet, den Weg 

in die Wissensgesellschaft aktiv und produktiv zu gestalten. Vordergründig zielt sie 

dabei auf die Vermittlung von Wissen im Umgang mit den Neuen Medien und die 

Bereitstellung benutzerfreundlicher Angebote, die auf die Bedürfnisse der Bürger zu-

geschnitten sind, sowie eine Steigerung der Akzeptanz von IuK-Medien auf Seiten 

der Bürgerschaft und der Wirtschaft. 

 

                                                 
31  Vgl. http://mediakomm.esslingen.de/ 
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Des weiteren wird die Steigerung der Bürgerbeteiligung angestrebt, die durch umfas-

sende Möglichkeiten zur Information und Kommunikation realisiert werden soll. Hier-

bei werden  drei Angebotstypologien für Bürger und Unternehmen unterschieden: 

 

• Informationsdienste (etwa in Form von Online-Veranstaltungskalendern),  

• Interaktionsdienste (etwa zur Erledigung von Anliegen oder zum Online-

Shopping),  

• Partizipationsdienste (z.B. Bürger beteiligen sich über Diskussionsforen, 

Newsgroups oder elektronische "schwarze Bretter" an Projekten der Stadt-

verwaltung; Unternehmen setzen Telekooperationssysteme zur gleichzeitigen, 

aber räumlich getrennten Bearbeitung von Dokumenten ein) . 

 

Nähere Informationen zum Stand dieses Projektes und denen anderer Preisträger 

sind über die Begleitforschung am Deutschen Institut für Urbanistik zu erhalten; dort 

werden u.a. Veranstaltungen zum Thema durchgeführt (z.B. „Virtuelles Rathaus“).32 

 

Der „Multifunktionale Bürgerladen“ Bismark: Ein erstes Pilotprojekt unter der al-

ten, ein wenig missverständlichen Bezeichnung „Bürgerbüro“ wurde in der Verwal-

tungsgemeinschaft Bismark (Altmark) in Sachsen-Anhalt pilotiert. Im Juni 1996 ha-

ben in zwei der sieben Mitgliedsgemeinden33 Bürgerbüros die Arbeit aufgenom-

men.34 Gefördert wurde diese Entwicklung vom Land Sachsen-Anhalt mit Unterstüt-

zung von Mitteln der Europäischen Union. Die Grundidee für dieses Projekt stammt 

vom niedersächsischen Städte- und Gemeindebund. Sie wurde in einem For-

schungsvorhaben an der Universität Oldenburg in den Jahren 1991 bis 1993 weiter-

entwickelt35, welches im Rahmen des Programms „Arbeit und Technik“ vom BMFT 

(dann BMBF) gefördert wurde. Beteiligt waren an diesem konzeptionellen Vorlauf 

drei Niedersächsische Gemeinden sowie die WIBERA AG. Im Unterschied zu den 

Bürgerbüros größerer kommunaler Verwaltungen, die eine Bündelung publikumsin-

tensiver Verwaltungsaufgaben beinhalten, handelt es sich bei diesem Projekt um ei-

ne mehrdimensionale Servicestruktur. Sie beinhaltet unter anderem Produkte und 

                                                 
32  Vgl. http://www.mediakomm.net/. 
33  Dies sind die Gemeinden Berkau und Messdorf, die jeweils einen Einzugsbereich von ca. 

1.000 Einwohnern haben. Vgl. Stiens/Pick 2001, S. 16f. 
34  Vgl. Landtag Brandenburg, 1997, 1998, auch: Stiens/Pick 2001, S. 16f. 
35  Vgl. Klee-Kruse/Lenk 1995. 
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Dienstleistungen von Finanz-, Transport-, Logistik- und Energieversorgungs-

unternehmen. Auf diese Weise wird der Reduzierung der Servicedichte im ländlichen 

Bereich entgegengewirkt. Es entstand ein umsetzungsfähiges Modellkonzept, mit 

dem versucht wurde, das damals absehbare (und inzwischen verfügbare) Informati-

onstechnikpotential für die Verwaltungsmodernisierung zu nutzen. 

 

Grob umrissen wurden in den beiden Bürgerbüros der Verwaltungsgemeinschaft Bis-

mark über das kommunale Einwohnerwesen hinaus die folgenden Leistungen 

angeboten:36 

 

• Kfz-Zulassung, 

• öffentliche Geldleistungen und Abgaben, 

• Bürgerinformation und Hilfeleistung beim Zugang ins Internet, 

• Formularausgabe, Antragsannahme, 

• Sparkassenleistungen, 

• Paketdienst u. Briefmarkenverkauf, 

• Verkauf von Schreibwaren und Kleinartikeln, 

• Verkauf von Fahrscheinen für die Bahn und den öffentlichen Personen-

nahverkehr. 

 

Der überwiegende Teil der Dienstleistungen wurde von den dort tätigen Mitarbeitern 

mit der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren technischen Unterstützung abschließend 

bearbeitet. In komplizierten Fällen wurden die Leistungen im Zusammenspiel mit den 

räumlich entfernten Büros der Anbieter und Serviceladen-Mitarbeiter erbracht. 

Daneben sind die Bürgerbüros zur zentralen Anlaufstelle für die Bürger geworden. 

Ihnen kam eine besondere Funktion als Lotse (Weitervermittlung an andere Stellen, 

Auskünfte über Zuständigkeiten etc.) zu. Die Bürgerbüros wurden in kommunaler 

Trägerschaft der Verwaltungsgemeinschaft Bismark eingerichtet und werden durch 

diese unterhalten. Die kommunale Koordinationsstelle war verantwortlich für den lau-

fenden Betrieb und die technische Infrastruktur der Serviceläden. Sie muss die Ver-

träge mit den einzelnen Dienstleistungsanbietern abschließen. Sie hat weiterhin die 

Lieferbeziehungen zwischen Anbietern und Serviceläden zu sichern und zu überwa-

                                                 
36  Vgl. u.a. Stiens/Pick 2001, S. 17. 
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chen, und die Verantwortung für eine angemessene Qualifizierung der Serviceladen-

Mitarbeiter zu übernehmen. Unterstützt wird sie dabei durch Serviceorganisationen, 

hauptsächlich im Hinblick auf die Entwicklung und Qualifizierung der technischen 

Voraussetzungen, wie z.B. die einheitliche Benutzeroberfläche für alle im Servicela-

den regelmäßig genutzten Fachanwendungen oder die Pflege des Bürgerinformati-

onssystems.  

 

Das Pilotprojekt in der Verwaltungsgemeinschaft Bismark hat beachtliches verwa l-

tungspolitisches Interesse37 auf sich gezogen. In diesem von Pioniergeist geprägten 

Projekt ist jedoch auch deutlich geworden, wie viele strategische Überlegungen und 

Verhaltensänderungen noch erforderlich sind. Letztlich wurde das Projekt jedoch 

zum 30. Juni 2002 eingestellt, da sich die Sparkasse als einer der drei Hauptträger, 

neben dem Landkreis Stendal und der Verwaltungsgemeinschaft Bismark, aus den 

Bürgerbüros zurückzog. Zur Zeit wird als Kompensation für den Wegfall der lokalen 

Bürgerbüros an einem Ausbau des Internetangebotes gearbeitet. In Zusammenarbeit 

mit dem Land Sachsen-Anhalt und der Stadt Magdeburg wird unter www.Sachsen-

Anhalt.de ein landesweiter Formularserver aufgebaut, auf den die Kommunen des 

Landes zugreifen können. Hier werden eine Reihe von Formularen und Informati-

onsblättern vorgehalten, deren Nutzung durch die angeschlossenen Kommunen kos-

tenlos ist. Auf diese Weise müssen die Bürger nicht die Kommunalverwaltung aufsu-

chen, um notwendige Formulare zu erhalten. 

 

Ein weiteres Beispiel im Bereich der Kommunalverwaltung ist das Projekt „Verwal-

tung 2000“38 des Landkreises Segeberg. Beteiligt sind zudem die Kreise Dittmar-

schen und Rensburg-Eckernförde. Es geht darum, beispielhaft Bürgerprozesse oder 

Verwaltungsprozesse an der Schnittstelle Bürger Verwaltung mit elektronischen Mit-

teln und Methoden abzubilden. Dabei sollen unterschiedliche Dienstleistungen unter-

schiedlicher Verwaltungsebenen unabhängig von der bisherigen örtlichen Zuständig-

keit organisiert und angeboten werden. 

Ziel dieses Projektes ist es, Prozesse aus dem Einwohnerwesen, nämlich den Um-

zug, die Anmeldung, die Abmeldung von Bürgern, unabhängig vom Ort des Erschei-

                                                 
37  Dieses wurde unter anderem durch die Anzahl an Publikationen und die Anfrage aus der En-

quetekommission des Brandenburger Landtages deutlich, vgl. Landtag Brandenburg, 1997, 
1998. 

38  Vgl. Schmidt 2002, S. 50ff, im weiteren auch: Gorrissen 2001. 
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nens des Bürgers im Bürgerbüro abzuwickeln. Die Lebenslage Umzug wird um wei-

tere Lebenslagen sukzessiv erweitert. Parallel sollen diese Leistungen auch online 

angeboten werden. Darüber hinaus sollen weitere Prozesse aus dem KfZ-

Meldewesen, vor allem die Ummeldung ihm Rahmen eines Umzuges, sowie die vo-

rübergehende Stilllegung von Fahrzeugen, das Thema Wunschkennzeichen und die 

Änderung von technischen Daten, im Bürgerbüro abgewickelt werden können. 

Nach Abschluss eines Dienstleistungsvertrages werden die Daten an verschiedene 

kommunale oder privatwirtschaftliche Träger elektronisch weitergeleitet. Der Daten-

austausch, die Kommunikation und die Schnittstellen zu den einzelnen Fachanwen-

dungen erfolgen standardisiert und werden über eine so genannte Kommunikations-

drehscheibe (MICROSOFT BizTalk Server) gesteuert. Die folgende Grafik verdeut-

licht die technischen Konzeption dieses Projektes. 
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Abbildung 2: Technische Konzeption Verwaltung 200039 

 

3.4 Land Brandenburg 

Die Brandenburger InformationsStrategie 2006 (BIS 2006) ist eine Landesinitiative, 

mit der die Gestaltung einer Informationsgesellschaft in Brandenburg bis zum Jahr 

2006 als koordiniertes Zusammenwirken vieler Akteure, Aktivitäten und Projekte an-

gestrebt wird. Das Landesprogramm hat sich zum Ziel gesetzt, die Ressourcen und 

                                                 
39  Quelle: Siemens Business Services, Vgl. Schmidt aaO. 
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künftigen Initiativen im Lande zur wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung zu un-

terstützen, insbesondere im Hinblick auf den Medienstandort Berlin-Brandenburg.40 

Es gibt enge Kooperationen mit Berlin. Teilprojekte ordnen sich in die Bereiche Wirt-

schaft, Bildung, Verwaltung und Regionalentwicklung ein. In einer ersten Phase 

(1997-1999) wurde das Programm erarbeitet. In den Jahren 2000 und 2001 begann 

als zweite Phase die Umsetzung. 

BIS 2006 ist Teil des Europäischen RISI (Regional-Informations-Society-Initiative) 

und setzt das Europäische Programm e-Europe in Brandenburg um. Mit der „BIS 

2006“ hat sich die Brandenburger Landesregierung im Veränderungsprozess durch 

eGovernment relativ früh positioniert, bereits 1997 begann die erste Projektphase. 

Bestandteil von BIS 2006 ist das Modernisierungsprojekt Interaktive Verwaltung bzw. 

eGovernment. Dies umfasst vor allem den weiteren Ausbau des Internetportals 

‘brandenburg.de’ zu einem integrierten Dienstleistungsportal, sowie die Realisierung 

geeigneter Online-Verwaltungsdienstleistungen, die über dieses Portal angeboten 

werden sollen.41 

 

Brandenburg weist interessante Projekte im Bereich eGovernment im Rahmen der  

Landesinitiative BIS 200642 auf, von denen einige exemplarisch aufgeführt werden 

sollen:43 

 

• Elektronische Steuererklärung (Elster): Bundesweites Projekt zur elektroni-

schen Übertragung der Steuererklärungsdaten an die Finanzämter als erster 

Schritt des elektronischen Datenaustauschs zwischen Steuerbürgern/Steuer-

beratern und der Steuerverwaltung, an dem Brandenburg mit seiner Finanz-

verwaltung beteiligt ist.  

• Digitale Signatur: Aufbau einer Registrations Authority als Empfangs- und 

Ausgabestelle einer bestehenden Zertifizierungsstelle nach dem Signaturge-

setz, Integration des PC mit Signatursoftware und Lesegeräten, Multifunktio-

nale Chipkarte. 

                                                 
40  Vgl. http://www.brandenburg.de/~bis2006/. 
41  Vgl. Jörg Schönbohm, Verwaltungsmodernisierung im Lichte von E-Government, in: 

http://www.brandenburg.de/~bis2006/. 
42  http://www.bis2006.de. 
43  Diese Projekte haben z. T. eine bundesweite Dimension. Jedoch ist Brandenburg hier Pilot 

bzw. federführendes Land, wie z.B. bei dem Projekt eVoting. 
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• eVoting: Vorbereitung, Durchführung und Auswertung einer Wahlsimulation 

via Internet unter Einsatz digitaler Signaturen. 

• FALKE: Umstellung der analogen Liegenschaftskarte auf die Automatisierte 

Liegenschaftskarte (ALK) und die flächendeckende Einrichtung der ALK bis 

2006 als Basis für raumbezogene Informationssysteme der Wirtschaft und der 

Verwaltung. 

• GEO-Informations Vermittlung (GIV): Nutzung der Internettechnologie: Re-

cherche- und Auskunftssystem über Geoinformationen (GI) für alle Verwa l-

tungs- und Geschäftsprozesse. 

 

Als ein weiteres Pilotprojekt startete am 12. September 2002 das Elektronische 

Grundbuch in Brandenburg am Grundbuchamt des Amtsgerichts Frankfurt (Oder). 

Dieses ist eines der größten Amtsgerichte des Landes Brandenburg, das nunmehr 

mit dem „eGrundbuch“ ausgestattet wurde. Das zugrunde liegende Konzept besteht 

darin, Akten in Papierform durch elektronische Daten zu ersetzen. Damit werden Ein-

tragungen im Grundbuch nicht mehr aktenmäßig, sondern am Computer erledigt. 

Voraussetzung ist die Digitalisierung der bestehenden papierenen Grundbücher. 

Dies erfolgte in einem Umstellungszentrum, in dem die alten Papiergrundbücher ein-

gescannt und in elektronische Bilddaten umgewandelt werden. Das Ausmaß dieser 

Aufgabe wird deutlich, wenn man bedenkt, dass die in Brandenburg vorliegenden ca. 

1,3 Mio. Grundbücher zusammengenommen fast 6,5 km an Akten ergeben – insge-

samt sind das ca. 90 Tonnen Papier. Alles in allem müssen ca. 10,4 Mio. Digitalisie-

rungsvorgänge durchgeführt werden, wobei bei jedem Vorgang die korrekte Übertra-

gung bestätigt werden muss. Um dieses Projekt erfolgreich umzusetzen, ist Bran-

denburg dem Entwicklerverbund SolumSTAR44 beigetreten, in dem zur Zeit 13 Bun-

desländer Mitglied sind, mit der Folge, dass die umfänglichen Entwicklungskosten 

von vielen Partnern getragen werden. Zum Ende des Jahres 2003 soll für Notare, 

Finanzinstitute und weitere Behörden45 die Möglichkeit geschaffen werden, internet-

basiert in die Grundbücher Einsicht zu nehmen. Auf diese Weise kann der Vorteil 

einer elektronischen Speicherung der Grundbuchdaten, nämlich die Möglichkeit der 

Datenfernübertragung, hier voll zum Tragen kommen. Darüber hinaus können auch 

interne Nutzer im Amtsgericht, wie z.B. die Nachlass- oder Zwangsversteigerungs-

                                                 
44  So lautet der Name der eingesetzten Software. 
45  Dazu gehören u. a. Finanzämter, Flurneuordnungsbehörden und Katasterämter. 
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abteilungen, bzw. andere Gerichte auf die vorliegenden Daten zugreifen. So können 

justizinterne Prozesse effizienter gestalten werden. 46 

 

Über die genannten Landesaktivitäten hinaus existieren eine Reihe von Projekten im 

kommunalen Bereich. Neben den Projekten im Landkreis Potsdam-Mittelmark sei an 

dieser Stelle das Projekt NetCity Rathenow aufgeführt. 

 

Landkreis Potsdam-Mittelmark: Die Verwaltung des Landkreises Potsdam-

Mittelmark hat bereits seit langem eine enge Kooperation mit dem Kommunalwissen-

schaftlichen Institut der Universität Potsdam (KWI), in deren Rahmen u.a. die Unter-

suchung zur „Dezentralen Wahrnehmung von Kreisaufgaben“ durchgeführt wurde, 

auf die im Abschnitt 4.3 näher eingegangen wird.  

 

Von der Stadt Beelitz, dem Landkreis Potsdam Mittelmark und dem Ostdeutschen 

Sparkassen- und Giroverband (OSGV) wurde ein „virtueller Bürgerladen“ entwickelt, 

der auf den Servern der Stadt- bzw. Kreisverwaltung verfügbar ist. Über die homogen 

gestaltete Oberfläche des „virtuellen Bürgerladens“ können Verwaltungsdienst-

leistungen sowohl des Kreises als auch der Stadtverwaltung in Anspruch genommen 

werden. Aufgrund der Nichtverfügbarkeit einer Signaturlösung beschränken sich die 

möglichen Transaktionsdienstleistungen auf wenige Fälle. Der Standardfall sind In-

formations- und Kommunikationsdienste. Zudem besteht hier noch keine Integration 

bzw. Schnittstellenlösung zu den Fachverfahren, so dass es i.d.R. bei der Bearbei-

tung zu einem Medienbruch kommt.47 

 

Die bereits fortgeschrittene Digitalisierung von Kataster- und Flurkarten im Landkreis 

bietet einen guten Ausgangspunkt für die Integration raumbezogener Informationen 

in das Leistungsspektrum der Integrierte Kommunalverwaltung/ eGovernment; 80% 

der Verwaltungsinformationen haben einen Raumbezug und können somit über GIS 

aufbereitet und zur Verfügung gestellt werden. 

 

                                                 
46  Vgl. Kleingünther 2002. 
47  Vgl. Deutscher Sparkassen- und Giroverband e.V. 1999; Seidel 2000. 
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NetCity Rathenow48: Das NetCity-Konzept der Stadt Rathenow geht zurück auf das 

Jahr 1997, als bereits die ersten Ideen zur bürgerorientierten Vernetzung der Stadt-

verwaltung entstanden. Seitdem durchlief das Konzept mehrere Evolutionsstufen, die 

u.a. in der Teilnahme an mehreren nationalen und internationalen Ideenwett-

bewerben und Ausschreibungen mündeten. Kern dieses Konzeptes ist die enge Ver-

knüpfung von Akteuren der Wirtschaft, Verwaltung und des gesellschaftlichen Le-

bens. Bindeglied zwischen den Beteiligten ist der Bürger- und Wirtschaftsnetzverein. 

Ausgehend von der spezifischen Situation Rathenows (hohe Arbeitslosigkeit, ländli-

cher Raum) repräsentiert dieses Konzept den Versuch, Innovation und Bedarf in ei-

nen ausgewogenen Zusammenhang zu bringen. NetCity ist als Plattform für die Be-

teiligung aller gesellschaftlichen Bereiche konzipiert worden. Daher musste zunächst 

eine technische Infrastruktur entworfen werden, die den Zugang ermöglicht bzw. ver-

einfacht, v.  a. für Bürger im ländlichen Raum. Dabei handelt es sich weniger um ein 

technisches als vielmehr um ein wirtschaftliches Problem. So wurden alle Ratheno-

wer Schulen, kulturelle und soziale Einrichtungen an das Internet angeschlossen, 

teilweise über die Infrastruktur des vorhandenen Fernwärmenetzes.  

Im Bereich der interaktiven Verwaltung sind im wesentlichen zwei Projekte angesie-

delt. Zum einen ist dies die elektronische Akteneinsicht, zum anderen die elektroni-

sche Melderegisterauskunft.  

Dem Projekt „elektronische Akteneinsicht“ wurde 1999 im Rahmen des Bundeswett-

bewerbes „Media@KOMM“ ein Projektpreis verliehen. Nach einer Konzeptionie-

rungs- und Vorbereitungsphase begann Anfang 2003 die Pilotphase des Projektes. 

Während der Vorbereitungsphase wurde vor allem ein Dokumenten-

managementsystem eingeführt und bestehende Dokumente und Akten in dieses in-

tegriert.  Zur Zeit ist der Bereich Bildung, Kultur und Sport über die Akteneinsicht er-

schlossen. Die technische Umsetzung erfolgt über die Fabasoft eGov-Suite 49. Der 

Zugriff erfolgt über eine Firewall auf einen Internet Information Server, der wiederum 

mittels einer speziellen Anwendung über eine Firewall auf das Dokumentenmanage-

mentsystem zugreift. Dabei gibt es sowohl die Möglichkeit des Einsatzes einer digita-

len Signatur als auch die Nutzung temporär erzeugter Schlüssel50.  Ein Teil der be-

reitgestellten Informationen sind kostenfrei. Bei kostenpflichtigen Angeboten kann die 

                                                 
48  Vgl. dazu u.a. Lemle 1999; Aktuelle Informationen unter http://www.rathenow.de. 
49  Zu weiteren Informationen siehe unter http://www.fabasoft.com/. 
50  Diese müssen jedoch zuvor jeweils beantragt werden. 
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Gebührenzahlung mittels eines FirstGate-Accountes erfolgen, über den auch kleinere 

Beträge abgewickelt werden können.51  

In Kooperation mit dem Land Brandenburg und der Telekom wurde im Jahr 2000 ein 

Projekt zur Einführung der elektronischen Melderegisterauskunft gestartet. Im Jahr 

2002 wurde die Pilotphase abgeschlossen. Zur Zeit nutzt vor allem die Polizei die 

Möglichkeit der zeitlich ungebundenen und direkten Abfrage. In Planung ist die Integ-

ration der Finanzverwaltung , sowie des regionalen Energieversorgungsunter-

nehmens. 

 

                                                 
51  Weitere Informationen zur Verfahrensweise unter http://www.firstgate.de/. 
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4. Inhalte und Zielsetzungen des Projektes 

4.1 Herausforderungen und Zielsetzungen des Projektes 

Alle wirtschaftlichen und politischen Organisationen stehen heute vor der 

Herausforderung, ihre Strukturen, Funktionen und Leistungen auf die neuen 

Anforderungen der sich etablierenden Informationsgesellschaft einstellen zu müssen. 

Das gilt damit ebenfalls für öffentliche Einrichtungen und Behörden. Vor allem 

Kommunalverwaltungen sind aufgrund der oft defizitären Haushaltslage besonders 

davon betroffen. Der Bürger erwartet dennoch, dass er schnell und effektiv auf 

Verwaltungsleistungen zugreifen kann, sei es über das Internet oder zentrale 

Servicepunkte.  Dies erwartet auch die Wirtschaft: Die Schnelllebigkeit unserer Zeit wirkt sich natür-

lich auch auf den Markt aus, der Konkurrenzdruck steigt stetig und viele Firmen kön-

nen es sich nicht erlauben wochen- oder sogar monatelang auf eine behördliche 

Entscheidung oder Auskunft zu warten. Sie benötigen einen schnellen, direkten 

Zugriff auf die Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung. Gerade in einem Bun-

desland wie Brandenburg stehen Kommunalverwaltungen vor der Zukunftsanforde-

rung, im Standortwettbewerb mit anderen lokalen Wirtschaftsräumen im eigenen 

Land, aber auch in anderen Bundesländern und in anderen europäischen Regionen 

zu bestehen.  

 

Als neues Bundesland mit ländlicher Struktur hat Brandenburg nach mehr als zehn 

Jahren nach dem Mauerfall immer noch mit Finanz- und Infrastrukturproblemen zu 

kämpfen. Deshalb ist es ganz besonders wichtig, diese IT-Entwicklungen nicht „zu 

verschlafen” und sich durch die Anpassung an die gewandelte Gesellschaftsform 

Vorteile im nationalen und internationalen Wettbewerb zu sichern.  

Die Kreisverwaltung Potsdam-Mittelmark und die kreisangehörigen Gemeinde-

verwaltungen stehen ebenso vor der Gegenwarts- und Zukunftsaufgabe, die 

knappen finanziellen Mittel so effizient und wirkungsvoll wie möglich einzusetzen und 

so sicherzustellen, dass der Kreis im Standortwettbewerb mit anderen Kreisen 

Brandenburgs, anderen Bundesländern und anderen europäischen Regionen 

bestehen kann. 

 

Für den ländlichen Raum kommt dabei die Gefahr hinzu, dass die vorhandene – 

bereits stark ausgedünnte – Serviceinfrastruktur noch weiter zurückgebaut wird. So 
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wird nicht nur das Filialnetz der Kreditinstitute und der Post neustrukturiert, sondern 

auch die Verwaltungsstruktur wird durch die von der Regierung durchgeführte 

Gebietsreform zusätzlich weiter ausgedünnt. Die Wege zu den Servicepunkten 

werden für die Bürger weiter, ihre Mobilitätskosten steigen. Zugleich sinkt die 

Bereitschaft und das Verständnis von Bürgern und Wirtschaft, für einzelne 

Leistungen mehrmals diese Wege zurückzulegen. Um einem weiteren 

Attraktivitätsverlust des ländlichen Raumes entgegenzuwirken, sind hier Lösungen 

gefragt. Verwaltungsprodukte müssen gebündelt und durch private Serviceangebote 

ergänzt zugänglich gemacht werden. Nur so kann einer weiteren Landflucht 

entgegengewirkt und das Dienstleistungsangebot in kleinen Gemeinden erhalten und 

attraktiver gestaltet werden.  

 

Der Trend der Digitalisierung der Kunden- und Businesspartnerbeziehungen aus 

dem privatwirtschaftlichen Bereich wird sich in Zukunft verstärkt auch auf die 

öffentliche Verwaltung ausdehnen. Um hierbei noch gestaltend mitwirken zu können, 

sind frühzeitige Aktivitäten notwendig. International aber auch national gibt es bereits 

jetzt viele Ansätze, das Verwaltungshandeln mittels der IuK-Technologie effizienter 

und kundenfreundlicher zu gestalten. Als Beispiele seien nur die Media@KOMM-

Beiträge, elektronische Beschaffungsinstrumentarien, Bürgerportale und Citynetze 

genannt. Diese Beispiele zeigen, dass sich der Zug in Richtung „digitale Verwaltung“ 

bereits in Gang gesetzt hat und dass auf kommunaler Ebene Handlungsbedarf 

besteht. 
 

Viele der geschilderten Themen werden gegenwärtig unter dem Begriff „eGovern-

ment“ abgehandelt. Dieses Thema entwickelt zur Zeit in Forschung und Praxis eine 

ungeahnte Dynamik und führt zu völlig neuen organisatorischen, rechtlichen und 

technischen Fragestellungen und Problemen des Regierungs- und Verwaltungshan-

delns. Ein nicht zu unterschätzender Teilaspekt des eGovernment ist dessen politi-

sche Komponente: Die Neugestaltung der Verbindung von Politik und Verwaltung 

sowie der Partizipation der Bürger. Dazu zählen nicht nur die Kommunikation und 

Interaktion mit den Vertretungen (Gemeindevertretung usw.) sondern auch die elekt-

ronische Abstimmung (eVoting).  

Der Schlüssel für erfolgreiche eGovernment-Projekte im kommunalen Bereich liegt 

im gegenseitigen Erfahrungsaustausch mit anderen Kommunen, regionalen oder na-
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tionalen Organen sowie Beratungsdienstleistern. Zudem zeigt sich, dass solche Pro-

jekte immer dann schnell zum Erfolg führen, wenn sich die ausführende Behörde an 

den Erfahrungen und Empfehlungen anderer Kommunen, regionaler oder nationaler 

Organe, unabhängiger Beratungs- oder Schulungsdienstleister orientiert. Hier will 

das Projekt e-LoGo ansetzten, und eine Plattform etablieren, die einen Austausch 

zwischen Wissenschaft und Praxis, zwischen Piloten und interessierten Entscheidern 

ermöglicht. Als Ergebnis des Projektes sollen Kreis- bzw. Gemeindeverwaltungen in 

die Lage versetzt werden:  

 

• den veränderten Rahmenbedingungen in besonderem Maße gerecht zu wer-

den,  

• den wachsenden Bedürfnissen und Ansprüchen der „Kunden“ (Bürger, Wirt-

schaft, Politik etc.) zu entsprechen und  

• sich aktiv an der Gestaltung der Informationsgesellschaft zu beteiligen. 

 

Im Rahmen dieses Projektes sollen innovative Impulse initiiert werden, die auf der 

einen Seite die Standortattraktivität des Stand- und Lebensortes Potsdam-Mittelmark 

erhöhen und die Leistungsfähigkeit und -qualität der kommunalen Verwaltungen ver-

bessert. Dabei propagiert e-LoGo keinen Technikeinsatz um jeden Preis, sondern 

nutzt die modernen technischen Möglichkeiten, um neue „Vertriebskanäle“ für Ver-

waltungsdienstleitungen zu erschließen sowie um neue (e-)Services zu entwickeln.  

 

Bürgerservice  

Grundlegende Prämisse besteht darin, dem Bürger bzw. Kunden den Weg der Leis-

tungsinanspruchnahme freizustellen und den Wechsel der Kontaktart zu ermögli-

chen. Der Bürger kann also nach Belieben entscheiden, ob er z.B. über das Internet 

auf Verwaltungsleistungen zugreift oder den persönlichen Besuch auf dem Amt vor-

zieht. Gleichzeitig soll der „Besuch auf dem Amt“ attraktiver und effektiver gestaltet 

werden, dem Bürger sollen als Dienstleistungsadressat möglichst viele öffentliche 

und private Dienstleistungen gebündelt und bürgerfreundlich zur Verfügung gestellt 

werden. Diese Bündelung soll allerdings nicht nur an einer zentralen Stelle angebo-

ten werden, sondern dezentral in jeder Gemeinde des Landkreises. Es sollen bei ei-

ner Ansiedlung im ländlichen Raum keine Servicenachteile entstehen. Die Aufwen-

dungen für Behördengänge sollen erheblich reduziert werden. Mit einer gesteigerten 
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Bürgerzufriedenheit wird dem Akzeptanzverlust in der Öffentlichkeit und der verbrei-

teten Ablehnung gegenüber dem Staat und seinen Behörden entgegengewirkt. Dies 

wirkt sich positiv und motivierend auf die Mitarbeiter einer Gemeindeverwaltung aus. 

 

Modernisierung der Verwaltung  

Durch das Projekt soll nicht nur der Bürgerservice erhöht werden, sondern auch die 

Verwaltung selbst soll modernisiert und den neuen Gegebenheiten des Informations-

zeitalters angepasst werden. Durch die Trennung der Aufgabenbereiche in Aufgaben 

mit Publikumsverkehr und Bürgerberatung auf der einen Seite und die fachliche und 

inhaltliche Bearbeitung auf der anderen Seite soll eine effizientere und schnellere 

Bearbeitung von Vorgängen und eine Verfahrensbeschleunigung erreicht werden. 

Die Mitarbeiter können gezielter geschult und auf die Aufgaben eingestellt werden.  

 

Effizienz 

Durch den Einsatz neuer Technologien und die Optimierung und Digitalisierung von 

Geschäftsprozessen (komplette Online-Bearbeitung von Vorgängen) soll ein weiterer 

Effizienzgewinn erzielt werden. Dieser Effizienzgewinn wird langfristig in der Zukunft 

finanzielle Einsparungen mit sich bringen.  

 

Private Dienstleistungen im ländlichen Raum 

Privaten Dienstleistungsanbietern soll durch die Mitwirkung in den Multifunktionalen 

Serviceläden die Möglichkeit eröffnet werden, kostengünstigere Außenstellen zu un-

terhalten. Es sollen Anreize gegeben werden, sich nicht aus den ländlichen dünn be-

siedelten Gebieten zurückzuziehen.  

 

Durch das Konzept soll eine bürger- und wirtschaftsfreundliche Verwaltung realisiert 

werden, welche die Inanspruchnahme von Dienstleistungen der Verwaltung, aber 

auch anderer Anbieter medienbruchfrei ermöglicht, Antrags- und Genehmigungspro-

zesse beschleunigt und somit die im ländlichen Raum nicht unerheblichen Aufwände 

für Behördenwege reduziert. Darüber hinaus wird die Produktivität und Attraktivität 

der Verwaltung selbst erhöht. Aus der Summe dieser Zielsetzungen resultiert, dass 

dies nicht ein reines Verwaltungsprojekt ist, sondern dass der gesamte Bereich der 

Gesellschaft durchdrungen wird. Sowohl der privatwirtschaftliche Sektor, als auch der 
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soziale und kulturelle Bereich und natürlich die Verwaltung in allen ihren Ausprägun-

gen werden tangiert.  

 

Wie dies auch in den  im Vorfeld geschilderten Szenarien52 deutlich wird, befindet 

sich das Projekt eLoGo an einer Schnittstelle unterschiedlicher Forschungsfragen. 

Folgende Kernthemen müssen wissenschaftlich begleitet und aufbereitet werden: 

 

1. die Zusammenführung von Aufgaben der Kreis- und Gemeindeverwaltung an 

dezentralen Servicepunkten, 

2. die Ausgestaltung von „Multifunktionalen Serviceläden“, die öffentliche und private 

Dienstleistungen „unter einem Dach“ im ländlichen Raum anbieten, 

3. die Gestaltung von virtuellen „Rathausportalen“, die dem Bürger einen Online-

Internetzugang zu kommunalen Dienstleistungen ermöglichen (Auskünfte, aber 

auch Interaktionen, Bescheide usw.) 

 

Alle drei Kernthemen können ausschließlich interdisziplinär bearbeitet werden. Wie in 

den Verwaltungswissenschaften typisch, stellen sich bei allen Themen 

 

• rechtswissenschaftliche Fragen (z.B.: Zuständigkeitsabgrenzung bei Integration 

von Kreis- und Gemeindeaufgaben) 

• politikwissenschaftliche Fragen (z.B.: Legitimation von Entscheidungen gegen-

über Kreistag oder Gemeinderat im Falle integrierter Aufgabenerbringung) 

• betriebswirtschaftlich-organisatorische Fragen (z.B.: Gestaltung der Arbeitspro-

zesse im Serviceladen, Schnittstellen zwischen Front- und Backoffice usw.) 

• informationstechnische Fragen (z.B.: Konstruktion von Rahmenarchitekturen für 

Auskunfts- oder Antragsbearbeitungsverfahren im Zuge von eGovernment, digita-

ler Workflow) 

 

Der Forschungsstand ist im Hinblick auf die drei genannten Kernthemen und die ver-

schiedenen disziplinären Zugänge äußerst unterschiedlich zu bewerten. Die 

Problematik der Aufgabenintegration zwischen Kreis- und Gemeindeverwaltung ist in 

Deutschland in der Forschung bisher nur unzureichend behandelt worden, da es kei-

nen praktischen Handlungsbedarf gab. Es gibt lediglich einige rechtswissenschaftli-
                                                 
52  Siehe Abschnitt 2.3. 
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che Arbeiten, die sich mit dem Verhältnis von Kreis und Gemeinde unter staats- und 

kommunalrechtlichen Aspekten auseinandersetzen53. Zur Ausgestaltung der Service-

läden gibt es verwaltungswissenschaftliche Forschung, die sich mit den Bürgeräm-

tern befasst hat, welche in Deutschland – aber auch in einigen ausländischen Staa-

ten (dort etwa bekannt unter dem Stichwort „one-stop-offices“) – seit etwa 15 Jahren 

eingeführt worden sind 54. Im Hinblick auf die Entwicklung von virtuellen Zugängen zu 

Verwaltungen gibt es erst seit kurzem verwaltungswissenschaftliche und informatik-

bezogene Forschung in Deutschland 55. Insgesamt ist festzustellen, dass der hier be-

handelte Problembereich in der Wissenschaft erst kurz und bislang nur unzureichend 

bearbeitet worden ist. Das Vorhaben betritt insofern wissenschaftliches Neuland. 

 

Das vorliegende Projekt vereint sowohl Elemente der digitalen als auch der interakti-

ven Verwaltung (Abbildung 3). Durch die Informations technik verfügt die Verwaltung 

über eine Technologie, die es ermöglicht, die Aufgabenerfüllung effizienter, effektiver 

und adressatenfreundlicher zu machen. Die Bezeichnung interaktive Verwaltung be-

trachtet die Verwaltung von außen: Interaktionen zwischen der Verwaltung und ihren 

Kunden. Interaktive Verwaltung meint zum Beispiel die diversen Kontaktmöglichkei-

ten des Bürgers mit der Verwaltung über Internet, persönlich im Amt, via Call Center, 

etc. 

Digitale Verwaltung betrachtet die internen Verwaltungsprozesse (eOrganisation)56. 

Unter digitaler Verwaltung wird hierbei die Elektronifizierung von Verwaltungsprozes-

sen verstanden, verwaltungsspezifische aber auch allgemeine Geschäftsprozesse, 

wie z.B. Beschaffung, Personal- und Liegenschaftsmanagement, werden mittels der 

neuen Medien optimiert. Dies schafft die Voraussetzungen für die Verbesserung der 

Außenbeziehungen der Verwaltung sowohl zu den Kunden der Verwaltung (Bürger, 

Unternehmen) als auch den Partnern der Verwaltung (andere Verwaltungen, Liefe-

ranten). 

 

                                                 
53  Vgl. u.a. Schmidt-Jortzig/ Wolffgang 1984; Wolffgang 1987; Schmidt-Jortzig 1993; Hennecke/ 

Maurer/ Schoch 1994, Kronisch 1992; Gern 1997, Lusche 1998. 
54  Vgl. zum Forschungsstand primär: Lenk/Klee-Kruse 2000. 
55  Vgl. u.a. Hagen/Kubicek 2000. 
56  Vgl. Sphani 2002, S. 167. 
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Begriffsabgrenzung

Integrierte Kommunalverwaltung eGovernment

Gebündeltes Angebot von Verwaltungsdienstleistungen 
unterschiedlicher Hoheiten (Amt, Kreis, Land, Bund) 
innerhalb eines (Front-)Office 

Angebot von Verwaltungsdienstleistungen und 
politischen Prozessen über elektronische Medien

Interaktive     Verwaltung
Orientierung der 
Verwaltung nach 
Außen (G2C / G2B)

D
igitale   V

erw
altung

Optimierung der Verwaltung nach Innen (G2G)

 
Abbildung 3: Integrierte Kommunalverwaltung und eGovernment 

E-LoGo bewegt sich in einem Feld, das bereits durch eine Reihe von Ansätzen und 

Piloten im In- und Ausland geprägt ist. Die in Abschnitt 3 aufgeführten Entwicklungen 

im internationalen, überregionalen und regionalen Kontext gilt es auszuwerten und 

hinsichtlich der Übertragung auf den ländlichen Raum zu untersuchen. 

 

4.2 Grundkonzept von e-LoGo 

Im Abschlussbericht der Untersuchung des KWI zur „Dezentralen Wahrnehmung von 

Kreisaufgaben“ wird zur Optimierung der Aufgabenwahrnehmung die Etablierung von 

Kooperationsbeziehungen von Kreis- und Amtsverwaltungen im Landkreis Potsdam-

Mittelmark empfohlen57. Es werden zwei denkbare Grundformen der Kooperation im 

Landkreis Potsdam-Mittelmark genannt: Zum einen (a) die Einbindung der kreisan-

gehörigen Gemeinden in den Prozess der Aufgabenerfüllung durch Front-Offices in 

den Gemeinden und zum anderen (b) die abschließende Bearbeitung von Einzelauf-

gaben des Kreises durch die Amtsverwaltungen hauptsächlich im Bereich der Kfz-

Zulassungen und der Sozialhilfe. Bei den Einzelaufgaben der Kfz-Zulassung handelt 

es sich in der Regel um standardisierte Leistungen, bei denen die Mitarbeiter kaum 

über einen Gestaltungsspielraum verfügen, von daher wird dieser Teil in der Umset-

                                                 
57  Vgl. Wolter/Jann 1998. 
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zung relativ leicht zu realisieren sein. Anders ist es bei der Sozialhilfe. In diesem Auf-

gabenbereich ist die Erbringung von Leistungen stark einzelfallbezogen und die Mit-

arbeiter verfügen über einen relativ hohen Gestaltungsspielraum. Dies erfordert in 

der Regel eine höhere Qualifikation der Mitarbeiter. Aus diesem Grunde wird die 

Praktikabilität der abschließenden Bearbeitung von Einzelaufgaben der Sozialhilfe in 

den Amtsverwaltungen durchaus auch kritisch gesehen. 

 

Gegenüber einer gesetzlichen Übertragung der vollständigen Aufgabe ist diese Form 

der Kooperation mit dem Vorteil verbunden, dass hier nur die Einzelaufgaben von 

den Ämtern/amtsfreien Gemeinden abschließend bearbeitet werden, die durch häufi-

gen Bürgerkontakt gekennzeichnet sind, bzw. die weniger spezialisierte Kenntnisse 

der Mitarbeiter erfordern. Sie bedarf jedoch einer weiteren Untersuchung im techni-

schen und rechtlichen Sinne.  

 

Auf der Basis der dort erfolgten Analyse (vgl. Abbildung 4) wurden die kommunalen 

Leistungen systematisiert. Diese Struktur bildet die Grundlage für eine Überprüfung 

hinsichtlich einer Überführung in das Projekt e-LoGo58. 

 

Prozessanalyse

Analyse der Leistungsstruktur in Kreis- und Amtsverwaltung

Leistungen ohne
Bürgerbezug

Leistungen mit
Bürgerbezug

Individuelle
Bürgerbetreuung

allgemeine
Bürgerbetreuung

Standardleistungen Sonderleistungen

Quantifizierung der einzelnen Leistungsgruppen

Evaluierung relevanter Leistungen für IKV und eG

 
Abbildung 4: Leistungsstruktur in Kommunalverwaltungen59 

                                                 
58  Vgl. Wolter/Jann 1998. 
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Aufgaben ohne Bürgerbezug dienen der Aufrechterhaltung der Verwaltung und dem 

ordnungsgemäßen Ablauf der Verwaltungsprozesse. Dies sind u.a. Leistungen des 

Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes, des Hauptamtes, der Kämmerei usw. 

Leistungen mit Bürgerbezug zielen im weitesten Sinne auf die Befriedigung von Bür-

gerbedürfnissen bzw. die Beseitigung von Mangellagen. Tritt der Bürger gegenüber 

der Verwaltung als Einzelner auf, fällt dies in die Kategorie der individuellen Bürger-

betreuung; dient die Aufgabe dagegen der Schaffung, Förderung und dem Erhalt des 

wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebensumfeldes gehört sie zur allgemeinen 

Bürgerbetreuung (Infrastruktur, Schulen, Kultur). Die individuelle Bürgerbetreuung 

gliedert sich zudem in die Standard- und die Sonderleistungen. Standardleistungen 

sind Leistungen ohne kundenspezifischen Bezug, wie z.B. ordnungsrechtliche Vor-

gänge (Fahrerlaubnis, Kfz-Zulassung). Dabei erhält der Bürger bzw. Kunde standar-

disierte Leistungen. Sonderleistungen können dagegen nur mit der aktiven Einbin-

dung des betroffenen Bürgers erstellt werden, hierzu zählen u.a. Beratungs- und Un-

terstützungsleistungen im Sozialbereich. 

 

4.3 Anwendungsfeld „Potsdam-Mittelmark“ 

Der Landkreis Potsdam-Mittelmark wurde auf der Basis des Gesetzes zur Gliederung 

der Kreise und kreisfreien Städte im Land Brandenburg vom 16.12.1992 aus den 

Kreisen Belzig, Brandenburg/Land und Potsdam/Land sowie dem Amt Treuenbriet-

zen gebildet. Er umfasst eine Fläche von 2.683 km2, beherbergt 205.788 Einwohner 

und ist damit der zweitgrößte Landkreis in Brandenburg. Als Kreissitz wurde entspre-

chend den strukturpolitischen Leitlinien des Landes die Stadt Belzig bestimmt. Die 

folgende Grafik verdeutlicht die räumliche Verteilung. 

                                                                                                                                                         
59  Ebenda. 
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Abbildung 5: Räumliche Übersicht des Landkreises60  

Die räumliche Verteilung der einzelnen Verwaltungsstandorte der Kreisverwaltung 

sowie die damit verbundenen Zeit- und Wegeaufwendungen machen die Bedeutung 

neuer Zugangswege zu Leistungen der Kommunalverwaltungen deutlich. 

 

Hat die Kreisgebietsreform in ihrem Gesamtergebnis in Brandenburg zu erheblichen 

strukturellen Veränderungen auf der Ebene der Landkreise geführt, so trifft dies für 

die brandenburgische Reform der Gemeindeebene nur bedingt zu. In Brandenburg 

entschied man sich, auf das harte Instrument der gesetzlichen Zusammenführung 

von Gemeinden durch die Schaffung von Einheitsgemeinden, wie es zum Teil in an-

deren neuen Bundesländern praktiziert wurde, zu verzichten. Statt einer umfassen-

den Gemeindegebietsreform wurde mit der Einführung der Amtsordnung am 19. De-

zember 1991 eine Gemeindeverwaltungsstrukturreform durchgeführt. Das Ämtermo-

                                                 
60  Quelle: Kreisverwaltung Potsdam-Mittelmark. 
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dell ermöglicht es auf der einen Seite die Gemeinden als Träger lokaler Demokratie 

und kommunaler Selbstverwaltung unberührt zu lassen und auf der anderen Seite 

gleichzeitig organisatorische Vorkehrungen für gemeinsame Verwaltungen und damit 

eine Leistungssteigerung der Gemeindeverwaltung zu etablieren. Diese Reform wird 

im nachhinein kritisch gesehen.61 Deshalb gibt es momentan von Seiten der Landes-

regierung Bestrebungen im Zuge einer Gemeindegebietsreform die Verwaltungs- und 

Leistungskraft der Gemeinden durch Neugliederungen zu stärken. Dabei soll unter 

anderem ein Großteil der Ämter in amtsfreie Gemeinden umstrukturiert werden62. 

 

Wie die anderen acht an das Land Berlin angrenzenden Sektoralkreise weist auch 

Potsdam-Mittelmark in seiner Wirtschafts- und Siedlungsstruktur teilweise erhebliche 

Unterschiede auf: Das dem äußeren Entwicklungsraum zugeordnete Gebiet der Alt-

kreise Belzig und Brandenburg/Land verfügt über eine geringe Bevölkerungsdichte 

und eine land- und forstwirtschaftlich geprägte Wirtschaftsstruktur, während der im 

engeren Verflechtungsraum gelegene Altkreis Potsdam/Land zu den bevölkerungs-

reichen Industriegebieten zählt.  

 

Dem Landkreis Potsdam-Mittelmark gehören 108 Gemeinden an, von denen sich 

100 Gemeinden für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu 14 Ämtern zusammen-

geschlossen haben.63 Die Ämter und amtsfreien Gemeinden differieren sowohl in 

ihrer Einwohnerzahl und –dichte als auch in ihrer Verwaltungskraft (gemessen an 

den Mitarbeitern) erheblich. Der Anteil kleiner Ämter überwiegt. Der Kreisverwaltung 

kommt damit eine zentrale Bedeutung für die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben im 

Verwaltungsraum Potsdam-Mittelmark zu.  

 

Momentan werden die Dienstleistungen des Kreises zentral an den Standorten der 

Kreisverwaltung angeboten. Das hat zur Folge, dass vor allem die Einwohner aus 

den ländlichen Randgebieten erhebliche Wege zurücklegen müssen, um Verwa l-

tungsleistungen in Anspruch zu nehmen. Ein Beispiel ist die Kfz-Zulassung. Bei jeder 

Zulassung, Ummeldung, Abmeldung usw. muss der Bürger zum Teil sehr weite We-

ge zum zentralen Straßenverkehrsamt in Werder zurücklegen. Als durchschnittlicher 

                                                 
61  Sie dazu Grünewald 1999, kurz auch Stüer/Landgraf 1998. 
62  Vgl. dazu u.a. Ministerium des Innern des Landes Brandenburg 2001; Grünewald 1999, ders. 

2001. Aktuelle Informationen dazu unter http://www.starke-gemeinde.de. 
63  Stand: 01.04.02 Quelle: Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik. 
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Anfahrtsweg wurden 20 km und als weitester Anfahrtsweg 70 km ermittelt. Diesem 

Problem könnte durch eine Dekonzentration der Kreisaufgaben, die häufig von den 

Bürgern in Anspruch genommen werden müssen, entgegengewirkt werden. In die-

sem Bereich haben bereits Vorarbeiten im Landkreis Potsdam-Mittelmark stattgefun-

den. Der Landkreis hat zusammen mit dem Kommunalwissenschaftlichen Institut der 

Universität Potsdam 1998 eine Untersuchung zur „Dezentralen Wahrnehmung von 

Kreisaufgaben“64 durchgeführt. Es wurde mit ersten Vorüberlegungen zu einer De-

konzentration von Kreisaufgaben begonnen und empirische Untersuchungen ange-

stellt.  

 

Die regionalen Differenzen in der Einwohnerzahl und der Wirtschaftskraft wirken sich 

zugleich negativ auf die Infrastruktur und das Servicenetz öffentlicher und privater 

Dienstleister aus, besonders im ländlich geprägten Raum der Altkreise Belzig und 

Brandenburg/Land. Die Palette der Dienstleistungsangebote nimmt stetig ab. Dies 

hat zur Folge, dass vermehrt Gewerbebetriebe, Industrie und Anwohner aus diesen 

Regionen abwandern. Dieser Entwicklung will man entgegenwirken, damit keine gra-

vierenderen strukturellen Ungleichheiten entstehen. Die Einrichtung von Multifunktio-

nalen Serviceläden in den Gemeinden könnte ein Ansatzpunkt für eine großflächige 

und gleichmäßige Abdeckung des Dienstleistungsbedarfs im Landkreis sein. Zusätz-

lich soll strukturell schwachen Gebieten des Landkreises ein Impuls gegeben wer-

den, selbst weitere neue Anreize für eine Ansiedlung in ihrer Region zu schaffen. 

Die Anpassung an die neuesten technischen und gesellschaftlichen Entwicklungen 

ist von großer Bedeutung. Durch die Anpassung an die Anforderungen einer sich 

bildenden  Informationsgesellschaft, aber auch durch eine zunehmende Vernetzung 

über das Internet müssen Vorteile im nationalen und internationalen Wettbewerb 

gesichert werden. In dieser Richtung gibt es im Landkreis Potsdam-Mittelmark 

ebenfalls Pilotprojekte. Beispielsweise wurde von der Stadt Beelitz, dem Landkreis 

Potsdam Mittelmark und dem Ostdeutschen Sparkassen- und Giroverband (OSGV) 

ein „virtueller Bürgerladen“ 65 entwickelt, der auf den Servern der Stadt- bzw. Kreis-

verwaltung verfügbar ist. Über die homogen gestaltete Oberfläche des „virtuellen 

Bürgerladens“ können Verwaltungsdienstleistungen sowohl des Kreises als auch der 

Stadtverwaltung in Anspruch genommen werden. Zugleich schreitet in diesem Zuge 

                                                 
64  Wolter/ Jann 1998:  
65  Vgl. Seidel 2000; Deutscher Sparkassen- und Giroverband e.V. 1999. 
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die Digitalisierung von Kataster- und Flurkarten im Landkreis voran. Insgesamt ist die 

Reformierung des Dienstleistungsangebots durch Kreis und Gemeinden, wie sie in 

diesem Abschnitt beschrieben wird, ausdrücklicher politischer Wille im Landkreis 

Potsdam-Mittelmark66.  

In Kooperation mit den Verwaltungsmitarbeitern und Software-Entwicklern sollen 

neue Entwicklungsimpulse für Fachanwendungen hinsichtlich internetbasierte, orga-

nisationsübergreifende Lösungen gegeben werden. 

  

 

4.4 Forschungsnetzwerk 

Ziel von e-LoGo ist es ferner, zunächst ein Forschungsnetzwerk zu etablieren, das 

durch die Kooperationen zwischen der öffentlichen Verwaltung, der Wirtschaft und 

der Universität einer Public-Private-Partnership ähnelt. Im weiteren begleitet e-LoGo 

die Einführung von eGovernment-Pilotprojekten im Landkreis Potsdam-Mittelmark. 

Durch Suburbanisierungsprozesse und eine damit verbundene Ausdünnung der Ser-

viceinfrastruktur droht insbesondere im ländlichen Raum die Gefahr, technologische 

Entwicklungen zu verschlafen. eGovernment birgt Möglichkeiten, Probleme der länd-

lichen Serviceinfrastruktur privater und öffentlicher Dienstleister abzufangen. Dieses 

Vorhaben kann nicht durch eine einzelne Verwaltung oder Forschungseinrichtung 

realisiert werden. Vielmehr kann dies nur durch einen netzwerkartigen Verbund un-

terschiedlicher Organisationen unterstützt und begleitet werden. Dies setzt die Zu-

sammenarbeit von verschiedenen universitären und außeruniversitären wissen-

schaftlichen Forschungseinrichtungen, von Verwaltungseinrichtungen sowie von IT-

Unternehmen, Software- und Beratungshäusern voraus, was durch das Forschungs-

netzwerk ermöglicht werden soll. Dem Vorhaben kommt damit eine wichtige Pilot-

funktion für den Aufbau und die Festigung eines innovativen Kooperationsnetzwer-

kes in der Region Potsdam-Mittelmark zu. Dabei besteht der Innovationsgehalt des 

Kooperationsnetzwerkes sowohl in seiner interdisziplinären Ausrichtung (Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften und Informatik) als auch in der Zusammenarbeit zwischen 

Organisationen des öffentlichen Sektors (Verwaltung, Hochschule) und des privaten 

Sektors (Beratungs- und IT-Dienstleistungsunternehmen). Die virtuelle Netzwerkinf-

rastruktur stellt somit eine entscheidende Ressource für die zukünftige Entwicklung 

                                                 
66  Vgl. Leitbild der Kreisverwaltung, zu finden unter http://www.potsdam-mittelmark.de. 
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innovativer Lösungen im Kontext von eGovernment und Verwaltungsmodernisierung 

dar. 

 

Netzwerkpartner
Anwendungsnetzwerk
Potsdam Mittelmark

Forschungsnetzwerk

Landesbetrieb für Datenver-
arbeitung und  Statistik

Fraunhofer Institut

Partner:

Universität Oldenburg

Bürger

Virtuelles
Bürgerbüro

reales 
Bürgerbüro

Verwaltungen

Kreisverwaltung 
Belzig

Amt Stahnsdorf

Amt Rehbrücke

Stadtverwaltung 
Beelitz

z.B. Meldewesen

z.B. Kfz-Wesen

z.B. Führerschein

z.B. Standesamt

Medi@KOMM

NetCity Rathenow

SAP AG

PWCz.B.FormularserverCall
Center

Hasso-Plattner-Institut
Medienbüro Berlin-Brandenburg

Stadtverwaltung Forst

Landesbeauftragter für Datenschutz 
und Akteneinsicht 

 

Abbildung 6: Beispiel der Netzwerkorganisation 

Die vorstehende Grafik verdeutlicht exemplarisch das Zusammenspiel der einzelnen 

Akteure sowohl im Forschungsnetzwerk als auch im Anwendungsnetzwerk. Mit den 

teilnehmenden Ämtern werden die einzelnen Projekte entwickelt und pilotiert. So be-

stehen u.a. Kooperationsbeziehungen mit der Stadtverwaltung Beelitz im Rahmen 

des Projektes zur dezentralen Erledigung von Kfz-Meldevorgängen und im Bereich 

der Sozialverwaltung sind vergleichbare Projektstrukturen in Vorbereitung. 



Integrierte Kommunalverwaltung/ eGovernment 

 
55 

5. Projektmodule 

5.1 Multikanal-Vertrieb von Verwaltungsleistungen 

Der Multikanal-Vertrieb von Verwaltungsleistungen gestattet dem Bürger, den Zu-

gangsweg zur Verwaltung im Einzelfall frei zu wählen. Diese Zugangsart zur Verwa l-

tung mit Wahlfreiheit bezeichnet man auch als „Multi-Chanel-Distribution“, wobei die 

Zugangswege als prinzipiell gleichwertig zu betrachten sind. Der Zugang kann in die-

sem Fall über die multifunktionalen Serviceläden oder über das Internet erfolgen, 

daneben muss der Zugang durch das Fachamt möglich bleiben bzw. nachträglich 

gewählt werden können.  

 

Kern der Überlegungen ist, dass die Bürger den Zugangskanal frei wählen und nach 

Belieben wechseln können. Zwischen den Zugangswegen kann es Übergänge ge-

ben: schon heute wechseln die Bürger von einem Kanal auf den anderen, wenn ihr 

Verständnis etwa am Telefon oder durch knappe schriftliche Auskünfte beeinträchtigt 

wird. Sie suchen dann das Amt persönlich auf. Ebenso kann die Textkommunikation 

über das Internet in Zukunft auch über das Hinzutreten eines menschlichen Mentors 

per Videokonferenz erweitert werden. Entscheidend ist jedoch letztlich, dass die Er-

klärungsbedürftigkeit zahlreicher öffentlicher Leistungen bei der Gestaltung aller Zu-

gangswege berücksichtigt wird. Im Mittelpunkt der Überlegungen steht die künftig 

erforderliche Infrastruktur für ein integriertes Zugangsmanagement.  

Abbildung 7 verdeutlicht das Zusammenspiel der verschiedenen Partner bei der Er-

stellung und dem Vertrieb öffentlicher Leistungen.  
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Abbildung 7: Produktions- und Distributionsarchitektur öffentlicher Leistungs-

erbringung 

5.2 Der Multifunktionale Serviceladen in der ländlichen Gemeinde 

Bei der Weiterentwicklung des kommunalen Bürgeramts zum Multifunktionalen Ser-

viceladen (MFSL) im ländlichen Raum geht es nicht nur darum, den gebündelten Zu-

gang zu den Leistungen des Amtes und anderen Verwaltungseinheiten zu eröffnen. 

Es soll auch der Rückzug vieler privat erbrachter Leistungen aus dem ländlichen 

Raum kompensiert werden. Dort ha lten Dienstleistungsanbieter, wenn überhaupt, oft 

nur noch ein Minimalangebot aufrecht, etwa über Außenstellen, die nur wenige Stun-

den pro Woche geöffnet sind. Also liegt es nahe, den Bürgern auch den Zugang zu 

Dienstleistungen privater Anbieter zu eröffnen, wobei aber keine Anbieter verdrängt, 

sondern vielmehr durch Integration in die multifunktionalen Serviceläden gestärkt 

werden sollen. 

 

Die multifunktionalen Serviceläden stellen als „Front-Offices“ die Schnittstelle zwi-

schen den verschiedenen Leistungsanbietern und den Nachfragern (Bürger) dar. In 

ihnen beschränkt sich die Sachbearbeitung im klassischen Sinne auf die weitgehen-
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de Abwicklung standardisierter Verfahren, deren Lösungsweg fast vollständig forma-

lisiert werden kann, z.B. Identifizierung der Antragssteller, Vervollständigung der Un-

terlagen sowie Antragsannahme und Ausgabe von Dokumenten. Im Regelfall obliegt 

die Aktenführung und die Leistungserstellung selbst (Beispiel: die Bearbeitung eines 

Bauantrags) nicht den Mitarbeitern in den Front-Offices, sondern den zuständigen 

Stellen, die man äquivalent als „Back-Offices“ bezeichnet. Diese beschränken sich 

von Fall zu Fall jedoch nicht nur auf die Leistungserbringung, sondern treten bei 

komplexeren Sachverhalten auch selbst in Interaktion mit dem Bürger. Dies kann 

durch Face-to-Face-Kontakt oder in geeigneten Situationen durch Telepräsenz (Bei-

spiel: Videokonferenz) geschehen. In diesen Fällen sind die Front-Offices in erster 

Linie für die reibungslose Kommunikation zwischen Bürger und der im Hintergrund 

arbeitenden Stelle verantwortlich.  

 

Im Vordergrund der Tätigkeit der Mitarbeiter im Front-Office steht demnach  die 

Betreuung des Zugangs zu verschiedenen Leistungen, ferner die Koordination der 

Leistungen verschiedener Backoffices, die gemeinsame Erstellung einer Leistung mit 

den Back Offices, Informations- und Beratungstätigkeit sowie ggf. das Customer-

Relationship-Management einschließlich des Beschwerdemanagements. Hinzu kom-

men Vor- und Nacharbeiten wie z.B. Kassenvorbereitung und –abrechnung. Ein 

wesentliches Kennzeichen der verteilten Produktion der Leistungserstellung ist fer-

ner, dass die Mitarbeiter im MFSL mit Mitarbeitern der diversen Dienstleistungsanbie-

tern im Back-Office in Form eines virtuellen Teams zusammenarbeiten.  

 

Der Multifunktionale Serviceladen lässt sich als Schnittstelle zwischen den verschie-

densten Leistungsanbietern und den Nachfragern darstellen (Abbildung 8):  

 



Integrierte Kommunalverwaltung/ eGovernment 

 
58 

Zugang zu den unterschiedlichsten Leistungen je nach Lebenslage

Aufgabenübertragung, Beleihung, Office sharing

Integrierte Kommunalverwaltung

Multifunktionaler Bürgerladen

Bund

Land

Kreis Amt Sparkasse Ver- und 
Entsorger Bahn

Post

Sonstige

 
Abbildung 8: Integrierte Kommunalverwaltung 

 

Das Serviceportfolio der MFSL sollte neben den Verwaltungsprodukten aus Kreis- 

und Gemeindeebene auch Leistungen von weiteren öffentlichen und privaten Anbie-

tern beinhalten. Dazu können u.a. Rententräger, Krankenkassen, Bundes- und Lan-

desämter gehören, die durch Angebote von Versorgungsunternehmen (Strom, Gas, 

(Ab-)Wasser, Telekommunikation, Müll) und weiteren Dienstleistern (Finanz-, Reise-, 

Versicherungs- und Logistikbereich) ergänzt werden können. Soweit wie möglich 

sollte ein Wettbewerb ermöglicht werden, so dass dem Kunden eine Auswahlmög-

lichkeit zur Verfügung steht.67 Im Folgenden wird ein Beispiel für ein mögliches Ser-

viceportfolio eines MFSL gegeben. 

 

 

                                                 
67  Vgl. Lenk/Klee-Kruse 2000. 
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Beispiel für ein Serviceangebot im MFSL: 

Leistungen der Gemeinden und Kreise 

1. Angelegenheiten der Ordnungsverwaltung 68: Einwohnerwesen, Gewerbean-

gelegenheiten, Kfz-Zulassung, Abfallentsorgung, Baugenehmigungen, Amtliche 

Beglaubigungen 

2. Kommunale Abgaben: Müllabfuhrgebühren, Hundesteuer 

3. Beantragung von Geldleistungen: Wohngeld, Beantragung von Sozialhilfe , Rund-

funkgebührenbefreiung, Erziehungsgeld 

4. Ermöglichung des Zugangs zu kommunalen Dienstleistungen: personen-

bezogene soziale Dienste, Sperrmüllabfuhr, Kartenvorverkauf für Veranstaltun-

gen, Anmeldung zur Volkshochschule 

5. Matching-Dienstleistungen: Fundbüro, Wohnungsvermittlung, Belegung und Re-

servierung von Sportstätten 

 

Leistungen „anderer Verwaltungen“ 

1. Angelegenheiten der Ordnungsverwaltung 69: Gewerbeaufsichtsämter, Kataster-

ämter, Wasserwirtschaftsämter, Kreiswehrersatzämter 

2. Abgabenverwaltung: einfache Abgaben der Steuerverwaltung wie Eintragungen 

auf der Lohnsteuerkarte, Antragsannahme bei Arbeitnehmerveranlagungen/ 

Lohnsteuerjahresausgleich 

3. Beantragung von Geldleistungen: Kindergeld, BaföG-Leistungen, Arbeitslosenhil-

fe 

4. Ermöglichung des Zugangs zu öffentlichen Dienstleistungen: Kartenvorverkauf, 

Ausweise für den öffentlichen Personennahverkehr, etc. 

5. Matching-Dienstleistungen: Arbeitsvermittlung 

 

Andere Dienstleistungen 

1. Post-, Telekommunikations- und Versanddienste 

2. Gelddienste: Überweisungen, Einzahlungen, Auszahlungen, Kontostandabfrage, 

Geldanlage 

                                                 
68  In denen alle oder viele Bürger hin und wieder den Kontakt mit der Gemeinde oder dem Kreis 

suchen müssen. 
69  In denen alle oder viele Bürger hin und wieder den Kontakt mit Landes- und Bundesbehörden 

der Unterstufe suchen müssen. 
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3. Reise-Touristik-Fahrkarten: Auskünfte, Besorgung von Prospekten, Buchungen, 

Bahnfahrkarten aller Art, öffentlicher Nahverkehr, Rufbus/Taxivermittlung, Zim-

mervermittlung 

4. Auftragsannahme und Bestelldienste: Fotoarbeiten, Arzneimittel, Chemische Rei-

nigung, Blumenbestellung, Einsicht in Versandhandelskataloge und Bestellungen. 

5. Verleih, Vermietung, Vermittlung: Fahrradvermietung, Vermittlung für Autovermie-

tung, Leihbücherei 

6. Toto/Lottoannahme 

7. Bürodienste und öffentliche Telekom-Dienste: Fotokopien, Passbilder, Münztele-

fon, Telefax, Bildschirmtext, Mailboxdienste 

 

Als praktisches Beispiel kann hierbei der „Multifunktionale Bürgerladen“ der Verwa l-

tungsgemeinschaft Bismark70 dienen, der neben den Verwaltungsleistungen Angebo-

te von  

• Finanzdienstleistern: Kreissparkasse Stendal,  

• Transport- und Logistik: Deutsche Bahn AG, German Parcel 

• Energieversorgungsunternehmen: EVM, Hastra 

und weiteren kleinen Anbietern bereithält (siehe dazu auch Abschnitt 3.3).  

 

Fazit: Durch Multifunktionale Bürgerläden als Vertriebskooperationen öffentlicher und 

privater Anbieter kann in vielen Fällen eine hohe Dienstleistungsqualität, wie sie bis-

lang nur bei persönlichem Aufsuchen zentral gelegener „Produktionsstätten“ möglich 

war, für den Bürger überall verfügbar gemacht werden. Auch in wirtschaftlicher Hin-

sicht ergeben sich für die Anbieter bei genügender Breite der Vertriebskooperation 

erhebliche Vorteile.71 

 

5.3 Das Virtuelle Rathaus 

Das virtuelle Rathaus bildet den in Bezug auf Raum und Zeit ungebundenen moder-

nen Servicepoint der öffentlichen Verwaltung. Hier hat der Kunde die Möglichkeit, 

Verwaltungsdienstleistungen über große Entfernungen im Internet abzurufen bzw. 

anzustoßen. Es ist die nach außen sichtbare Instanz des eGovernment und bildet 

das Portal zu den verschiedenen Verwaltungen. Dabei werden über Informations- 

                                                 
70  Vgl. Stiens/ Pick 2001, S. 17. 
71  Vgl. Lenk/Klee-Kruse 2000. 
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und Kommunikationsdienste hinaus auch Transaktionsdienste angeboten, d.h. es 

können nicht nur Informationen abgerufen und eMails versendet werden, sondern es 

steht auch eine elektronische Vorgangsbearbeitung zur Verfügung.  

 

Der Bürger kann durch das Aufrufen einer gemeinsamen Portalseite sich der Leis-

tungen des Kreises und der Gemeinde bedienen. Außerdem kann er durch das An-

klicken entsprechender Links auf dieser Internetseite auf die Internetangebote des 

Landes, des Bundes und privater Dienstleister – vor allem derjenigen, die auch in 

den Multifunktionalen Serviceläden vertreten sind – zugreifen. Erster wichtiger Schritt 

ist der Aufbau eines zentralen Bürgerinformationssystems in diesem Internetangebot. 

Den Kernbestand eines solchen Bürgerinformationssystems bilden einfache Aus-

kunftssysteme, die Wegweiserinformationen bereitstellen. Damit können offene Fra-

gen auf Seiten der Bürger, z.B. einfache Wissensfragen, Zuständigkeiten, Öffnungs-

zeiten, mitzubringende Unterlagen etc. schon im Vorfeld geklärt werden und der Bür-

ger kann besser abschätzen, ob sich der Gang zur Behörde lohnt. Hierzu sind geeig-

nete Portale nach Lebenslagen, handhabbare Benutzerführungen, Unterstützungs- 

und Beratungssysteme zu entwickeln und es muss natürlich vorweg geklärt werden, 

wer dieses Internet Angebot betreut und aktualisiert. 

 

Angeschlossen daran kann der elektronische Zugang zu Behörden durch die Einrich-

tung eines zentralen Formularservers hergestellt werden. Formularserver gestatten 

es den Bürgern Formulare z.B. von zu Hause abzurufen und auszudrucken. Neben 

dem Nutzen für die Bürger, der relativ rasch zu erzielen ist, können die Server vom 

Front-Office Personal genutzt werden. Langfristiges Ziel in diesem Bereich ist es, 

eine durchgängige digitale Bearbeitung der Formulare zu ermöglichen, was sowohl 

für den Bürger als auch für die Verwaltung zeitlich am effektivsten ist. 

Beispiele für bereits geöffnete virtuelle Rathäuser gibt es bereits im Landkreis Pots-

dam-Mittelmark. Der vorgehend schon beschriebene „virtuelle Bürgerladen“ der Stadt 

Beelitz ermöglicht den Bürgern die Inanspruchnahme von Leistungen über das Inter-

net. 
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5.4 Das Kommunale Service Mobil (KSM) 

Das Kommunale Service Mobil stellt im Prinzip einen MFSL auf Rädern, ein mobil 

Government (mGovernment) dar. Da sich in sehr kleinen Gemeinden die Einrichtung 

eines stationären Offices nicht rentiert, kann hier die mobile Version Abhilfe schaffen. 

Denn auch wenn der MFSL nur zu ausgewählten Zeiten geöffnet wäre, würden die 

Fixkosten für die Einrichtung (Miete, Abschreibung, Heizung etc.) weiterlaufen, und 

so die „Stückkosten“ pro Dienstleistungsvorgang in die Höhe treiben.  

 

Das KSM entspricht in seinem Leistungsspektrum und seiner Funktionalität im 

wesentlichen dem MFSL, begrenzt natürlich durch seine räumliche Einschränkung. In 

Kooperation mit der Sparkasse und der Havelbus Verkehrsgesellschaft, die beide 

bereits mobile Kundenbüros betreiben, könnte diese Einrichtung u.U. auch kosten-

neutral betrieben werden. 

Die technische Ausstattung entspricht derjenigen in den MFSL, mit der Besonderheit, 

dass die Netzanbindung über Mobilfunk (UMTS) erfolgt. Diese Technologie wird vor-

aussichtlich in den nächsten Jahren flächendeckend in Deutschland eingeführt wer-

den. In Zusammenarbeit mit kreisansässigen Telekommunikationsunternehmen bie-

tet sich hier die Möglichkeit für ein entsprechendes Pilotprojekt.  

 

Eine praktische Anwendungsbeschreibung findet sich in den einleitenden Szenarien. 

Ein KSM könnte je nach Einsatzdauer (5 oder 6 Tage; 2, 4 oder auch mehr Stunden 

pro Standort) zwischen 10 und 20 Gemeinden bedienen, wenn ein wöchentlicher 

Turnus erfolgt. Auch ein 14tägiger Rhythmus wäre denkbar, bzw. die Anfahrt auf 

Vereinbarung, analog dem „Ruf-Bus“ ein „government by call“. Eine solche Lösung 

kommt beispielsweise für Seniorenheime in Betracht, wenn bestimmte Antragsvolu-

mina anfallen, wie z.B. Verlängerungen von Befreiungen, Sozialhilfe etc.  

 

Diese Lösung ist sicherlich solange von erheblichem Vorteil für die Landbevölkerung, 

wie eine breite Anbindung aller Bevölkerungsschichten an das Internet und damit an 

die Funktionalitäten des „Virtuellen Rathauses“ noch nicht gegeben ist. Durch Ver-

mietung der Außenflächen als Werbeträger könnte in gewissem Umfang eine  Teilre-

finanzierung erfolgen. Ein weiterer Pluspunkt ist die Signalwirkung dieser Einrichtung, 

für alle ist sichtbar, die Verwaltung bewegt sich und wird flexibler und bürgernäher.  
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5.5 Die Back-Offices 

Die Back-Offices bilden die fachliche Grundlage des MFSL, sie unterstützen je nach 

Grad der Aufgabenübertragung die Front-Offices bei der Erbringung der übertrage-

nen Leistungen. Es findet hier die fachliche Bearbeitung der Vorgänge sowie die 

Fach- bzw. Rechtsaufsicht statt. In den einzelnen Behörden bzw. bei den Dienstleis-

tungsanbietern, werden vorwiegend Vorgänge bearbeitet, welche sich nicht standar-

disieren lassen und eine individualisierte Fallbehandlung zum Inhalt haben oder die 

Beteiligung zahlreicher Behörden und/oder Fachämter erfordern. Die Entscheidun-

gen – z.B. die Genehmigung eines Bauantrags – werden im Back-Office gefällt. Auch 

die Aktenführung, Einholung von Stellungnahmen und der Schriftwechsel mit dem 

Bürger obliegen dem Back-Office. Über IuK-Medien, wie Netzwerke, Videokonfe-

renzsysteme etc., werden sie mit den Front-Offices in den MFSL oder im Internet 

verbunden.  

 

Im Gegensatz zu den Front-Offices sind hier spezialisierte Verwaltungsmitarbeiter 

eingesetzt, denen die abschließende Bearbeitung der komplexen Verwaltungs-

vorgänge obliegt. Sie unterstützen die Generalisten in den MFSL  

 

• soweit notwendig bei der Beratung der Antragsteller,  

• soweit möglich bei der abschließenden Erbringung von Dienstleistungen und  

• soweit dienlich bei der Weiterentwicklung der Servicestruktur.  

 

Diese Art der Arbeitsteilung bringt viele Vorteile mit sich. Die Mitarbeiter in den Back-

Offices können „ungestört“ ohne Publikumsverkehr ihre Vorgänge zügiger bearbei-

ten. Sie bekommen die Vorgänge bearbeitungsfertig auf den Tisch und können sich 

auf die fachliche Erledigung der Aufgaben konzentrieren. Sie müssen nicht mehr 

mehrere Tage in der Woche Schalteraufgaben wahrnehmen, ständig telefonisch 

Auskunft über die Öffnungszeiten geben und mit „ungnädigen“ Bürgern umgehen. 

Die Mitarbeiter im Front-Office dagegen stehen ganz den Bürgern zur Verfügung und 

sind nicht mehr dem Druck der fachlichen Bearbeitung ausgesetzt. Sie können spe-

ziell für die Bürgertätigkeit geschult werden. Dies erhöht den Service für den Bürger 

erheblich.  

Als konkretes Beispiel kann die Bearbeitung eines Bauantrags herangezogen wer-

den. Der Bürger geht in den Multifunktionalen Serviceladen (Front-Office) und gibt 
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dort seinen Antrag ab. Benötigt er beim Ausfüllen oder Formulieren des Antrags – je 

nach Art des Formulars – Hilfe, kann er sich von den Mitarbeitern des Front-Office 

beraten lassen. Diese überprüfen dann auch die Vollständigkeit der Unterlagen und 

leiten sie weiter an das Back-Office, in diesem Fall das Bauamt des zuständigen Am-

tes. Dort findet dann die eigentliche Bearbeitung des Antrags statt. Nach der Bear-

beitung des Vorganges wird der Antrag nach den jeweiligen rechtlichen und städte-

baulichen Gesichtspunkten entschieden. Die Entscheidung wird anschließend durch 

einen Bescheid des Bauamts (Back-Office) an den Antragssteller übermittelt. 

Bei Einzelfallinteraktionen, die sich durch sozialpädagogische Problemlagen aus-

zeichnen – wie dies vielfach im sozialen Bereich (Sozialamt, Jugendamt) der Fall ist 

– dürfte sich die Arbeit des Front-Office vornehmlich auf die Vorabinformation und die 

Terminvermittlung beschränken. Hier erfahren die Bürger, wer sich ihrer Anliegen 

annimmt. Sofern gewünscht, kann das Front-Office auch einen Gesprächstermin mit 

den Fachkräften im Back-Office vereinbaren, der dann auch im Multifunktionalen 

Serviceladen wahrgenommen werden kann. 

 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Front-Office und dem Back-Office soll soweit wie 

möglich auf elektronischer Basis vonstatten gehen. Realistisch betrachtet ist es je-

doch – wie bereits erwähnt – bis zu einer kompletten medienbruchfreien digitalen 

Bearbeitung noch ein weiter Weg. Die Entwicklung und Anpassung der hierzu benö-

tigten Technik ist mit einem immensen Kostenaufwand verbunden. Auch die rechtli-

chen Probleme, die im Hinblick auf den Mangel an gesetzlichen Regelungen anste-

hen, sind nicht von der Hand zu weisen. Trotzdem sollte bei der Einrichtung der 

MFSL ein medienbruchfreier Workflow als zukünftiges Ziel verfolgt werden. 
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6. Fachliche Problemstellungen 

6.1 Problemüberblick 

Im folgenden werden zu den einzelnen Bereichen Problemschwerpunkte benannt, 

die innerhalb des Projektes geklärt werden müssen. Soweit wie möglich sollen dabei 

im Rahmen des Forschungsnetzwerkes bereits existente Lösungen und Ansätze i-

dentifiziert und aufbereitet werden. 

Inhaltlich lassen sich im Forschungsvorhaben eine Reihe von Themenstellungen ab-

grenzen, die nachstehend stichwortartig skizziert werden: 

 

a) Verwaltung und Organisation:  

• Dekonzentration von Kreisaufgaben 

• Integration von Kreis- und Amts-Dienstleistungen in ein gemeinsames Angebot 

• Einbeziehung ergänzender öffentlicher und halböffentlicher (bzw. auch: privater) 

Leistungen in das Angebot 

• Abgrenzung der Zuständigkeits- und Verantwortungsstrukturen 

• Restrukturierung und Modellierung der Verwaltungsprozesse (Abbau von Schnitt-

stellen, Verkürzung von Abläufen), Workflowmanagement 

• Koordination, Leitung und Kontrolle der dezentralen Leistungsprozesse 

• Qualifizierung des Personals, Tarifeingruppierung, Arbeitszeit, Motivation 

 

b) Rechtsfragen: 

• Zusammenführung von Kreis- und Gemeindeaufgaben und Verantwortungs-

regelung 

• Beziehungen zwischen Kreis (und gegebenenfalls anderen Einrichtungen) und 

Amt/Stadt als Ausführender (klassisch-hierarchisch [Weisungen] oder vertrag-

lich?) 

• Aufsichtsfragen 

• Rechtliche Fragen bei elektronischen Ausschreibungsverfahren, Beschaffungs-

bündelung, reverse auctions 

• Haftungsfragen (z.B. bei Diensten für Dritte) 

• Probleme der digitalen Signatur 
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c) Politische Aspekte: 

• Legitimation, Transparenz gegenüber Bürger 

• Akzeptanzgewinnung bei politischen Gremien für neue Strukturen 

• Verantwortlichkeiten der Politik  

• Partizipation der Bürger (u.a. auch via Internet; eVoting) 

 

d) IT-Aspekte: 

• Intranet-Lösungen, Verknüpfung verschiedener Einheiten (Front/Back-Offices) auf 

gemeinsamer Plattform 

• Portal-Lösungen für virtuelle Zugänge 

• Formularserver, e -Antragsverfahren 

• Digitale Signatur 

• Verschlüsselungstechniken 

• Datensicherung, Datenschutz 

• Videokonferenzen („Life“-Einbezug von back Office-Personal in Bürgerkontakte) 

 

e) Bürger-Interessen: 

• Analyse von Bürgerbedürfnissen und Ansprüchen 

• Typisierung von Bürgergruppen nach Ansprüchen, Erwartungen usw. 

• Analyse der Verständnis- und Akzeptanzprobleme von Bürgern gegenüber den 

neuen Medien 

• Anforderungen der Wirtschaft 

• Internetpenetration 

 

Die folgende Skizze (Abbildung 9) macht deutlich, dass die verschiedenen Problem-

aspekte sehr eng miteinander verflochten sind. 
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Problemfelder
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Abbildung 9: Problemfelder 

Im folgenden werden einige der aufgeführten Problemfälle exemplarisch dargestellt, 

die dabei teilweise querschnittsartig über den genannten Bereichen liegen. 

 

6.2 Digitale Signatur 

6.2.1 Allgemeiner und rechtlicher Rahmen 

Die Problematik der digitalen Signatur tangiert nahezu den gesamten Bereich des 

Projektes. Zum einen sind hier die technischen Problemstellungen zu berücksichti-

gen, d.h. wie kann eine sichere und dabei trotzdem einfach zu handhabende Ver-

schlüsselung und Signierung erreicht werden. Das berührt nicht nur die mathemati-

schen Algorithmen und Schlüssellängen, sondern auch die technischen Fragen der 

Schlüsselerstellung und -verteilungsform und die Organisation der Verteilung und 

öffentlichen Vorhaltung. Hier gibt es bereits eine Reihe von Lösungen, die es zu be-

obachten gilt, um abzuschätzen, welche Standards es geben wird und inwieweit 

Schnittstellen und Kompatibilitäten vorhanden sein werden. Umfänglichkeit, Verfüg-

barkeit und Handling der Lösung bedingen dabei grundlegend, wie weit sich Akzep-

tanz und Verbreitung in der Bevölkerung entwickeln können. Nur wenn eine breitge-

fächerte Nutzung in der Bevölkerung und Wirtschaft erreicht wird, kann die Strategie 

des eGovernment zum Erfolg führen.  
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Viele Verwaltungsdienstleistungen können nur erbracht werden, wenn der An-

tragsteller eine rechtsverbindliche Unterschrift leistet, mit welcher er seine Identität 

und seine Willensbekundung zum Ausdruck bringt. Um Verwaltungsdienstleistungen 

elektronisch abzuwickeln, bedarf es demnach einer elektronischen Unterschrift, die 

der eigenhändigen Unterschrift auf dem Papier gleichkommt. 

Im Zusammenhang mit eGovernment werden eine Reihe von Signaturverfahren dis-

kutiert. Den rechtlichen Rahmen für die Anerkennung einer elektronischen Unter-

schrift bildet in Deutschland das Gesetz über Rahmenbedingungen für elektronische 

Signaturen (SigG) vom 22.05.2001.72 

 

Damit die elektronische Unterschrift als der handschriftlichen gleichwertig anerkannt 

werden kann, muss diese laut SigG bestimmten Anforderungen gerecht werden, wo-

zu im Kern die Fälschungssicherheit, „also die Gewährleistung, dass die Signatur 

eines Dokuments durch die Person erfolgt ist, der die Signatur tatsächlich zugeordnet 

ist.“73 Zudem muss die elektronische Signatur langfristig nachprüfbar sein und breiten 

Anforderungsmöglichkeiten genügen (also bei allen eGovernment-Anwendungen, die 

der elektronischen Unterschrift bedürfen). 

 

Das Signaturgesetz sieht per Definition mehrere Ausgestaltungsformen der elektroni-

schen Signatur vor: „Daten in elektronischer Form, die anderen elektronischen Daten 

beigefügt oder logisch mit ihnen verknüpft sind und die zur Authentifizierung dienen“, 

werden als elektronische Signaturen bezeichnet. Es existieren verschiedene Varian-

ten der elektronischen Signatur, die sich hinsichtlich ihres Grades der Fälschungssi-

cherheit unterscheiden. Beispielsweise ist das bloße Zuordnen persönlicher Daten 

und einer eingescannten Unterschrift zu einem Dokument nicht sehr sicher. Etwas 

sicherer sind so genannte fortgeschrittene elektronische Signaturen. Durch sie lässt 

sich neben der Identität des Unterzeichners nachprüfen, ob an einem Dokument 

nachträglich Änderungen vorgenommen wurden. Der Nachteil besteht allerdings dar-

in, dass nicht überprüft werden kann, ob die Signaturkarte an die richtige Person 

übergeben wurde. Um zu prüfen, welche Signaturverfahren sicher sind, vergibt die 

Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post deshalb erst nach Prüfung 

von Anbietern elektronischer Signaturverfahren eine Zertifizierung, die die unter-
                                                 
72  Vgl.: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 2002, S. 22. Konkretisiert 

werden die Vorgaben durch die Signaturverordnung vom 16.11.2001 (SigV). 
73  vgl. ebenda S. 23. 
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schiedlichen Sicherheitsvorschriften im SigG berücksichtigt. Diesen hohen Sicher-

heitsanforderungen genügt die qualifizierte elektronische Signatur. Sie bedarf des 

genannten Zertifikates und stellt sicher, dass die richtige Person im Besitz der Signa-

turkarte ist. 

Für das Projekt wird entscheidend sein, die technischen und organisatorischen Fra-

gen der Einbindung der digitalen Signatur in die elektronischen Geschäftsprozesse 

und die damit verbundenen rechtlichen Probleme zu lösen. Hier gibt es eine Reihe 

von Ansätzen, auf die zurückgegriffen werden kann und die einer Verwendbarkeits-

analyse unterzogen werden müssen. Zudem muss geklärt werden, in welchen Fällen 

eine Digitale Signatur unumgänglich ist und unter welchen Voraussetzungen hier (ü-

bergangsweise) Alternativen genutzt werden können. 

 

6.2.2 Verschlüsselungsverfahren 

Für die Verschlüsselung elektronischer Kommunikation gibt es im wesentlichen zwei 

Verfahren, die sich in ihrem Schlüsselmanagement unterscheiden. Wenn Sender und 

Empfänger den gleichen Schlüssel zur Kodierung verwenden, spricht man von sym-

metrischer Verschlüsselung, verwenden beide jedoch unterschiedliche Schlüssel so 

ist dies ein asymmetrisches Verfahren. 

• Symmetrische Verschlüsselung 

Bei symmetrischen Verschlüsselungsverfahren lässt sich der zum 

Entschlüsseln benötigte Schlüssel aus dem zum Verschlüsseln genutzten be-

rechnen (und umgekehrt) oder ist mit diesem identisch. Bei einigen Program-

men wird der benötigte Schlüssel als Zufallszahl, einem so genannten Session 

Key, generiert. Da symmetrische Verschlüsselung sehr schnell ist, wird sie für 

größere Datenmengen benutzt.  

 

• Asymmetrische Verschlüsselung 

Asymmetrische Verschlüsselungsverfahren, die auch als Public Key Encrypti-

on bezeichnet werden, sind Prozeduren, die zum Verschlüsseln und 

Entschlüsseln ein unterschiedliches, sich nicht voneinander ableitbares 

Schlüsselpaar benutzen. Das Schlüsselpaar setzt sich aus einem geheimen, 

nur dem Inhaber zugänglichen Schlüssel (Private Key), und dem öffentlichen 

Schlüssel (Public Key) zusammen. Da ein Schlüssel öffentlich zugänglich ge-
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macht werden muss, wird dieses auch Public Key-Verfahren genannt. Die 

Veröffentlichung kann bei vertrauenswürdigen Einrichtungen auf so genannten 

Public Key-Server oder Zertifikatsverzeichnissen geschehen. Er wird für das 

Verschlüsseln von Nachrichten an den Schlüsselinhaber bzw. zum Überprüfen 

von vom Inhaber getätigten digitalen Signaturen benötigt. Nachrichten, die mit 

dem Public Key verschlüsselt wurden, können nur noch mit dem Private Key 

des Schlüsselinhabers dechiffriert werden.  

 

Die folgende Grafik veranschaulicht die Verfahrensweise beim Einsatz einer Public 

Key Infrastructure.    
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Abbildung 10: Public Key Infrastructure74 

Je nach Art des jeweiligen Trustcenters und der Modalitäten der Schlüsselübergabe 

ist diese Darstellung sinngemäß für fortgeschrittene, qualifizierte sowie akkreditierte 

Signaturen (vgl. Abschnitt  6.2.1) anwendbar. Abschließend lässt sich festhalten, 

dass im Zivilrecht, im öffentlichen Recht wie auch im Prozessrecht die rechtlichen 

                                                 
74  Quelle: Eigene Darstellung. 
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Grundlagen geschaffen worden sind bzw. demnächst geschaffen werden, um rechts-

gültig einen elektronischen Rechts- und Geschäftsverkehr durchführen zu können. In 

der Regel kann die Schriftform durch elektronische Dokumente, die mit einer qualifi-

zierten elektronischen Signatur i. S. d. § 2 Nr. 3 SigG versehen sind, gleichwertig 

ersetzt werden. Im Übrigen ist zu beachten, dass zahlreiche privatrechtliche und öf-

fentlich rechtliche Erklärungen und Verfahrenshandlungen formfrei sind. Sie können 

wie schon bisher weiterhin ohne elektronische Signatur medienbruchfrei, schnell und 

kostengünstig rechtswirksam elektronisch abgewickelt werden. 

 

6.3 Datenschutz/ Datensicherheit 

Ebenso wie die digitale Signatur und zudem eng mit ihr verknüpft, berühren Daten-

schutz und -sicherheit alle Bereiche des Projektes e-LoGo, umfassen sie doch neben 

dem Schutz der Daten vor unberechtigtem Einsehen und Ändern, der Sicherung vor 

Verlust oder Beschädigung auch den Schutz persönlicher Daten vor unzulässigem 

Gebrauch. Dies ist die Voraussetzung für eine Gewährleistung der Persönlichkeits-

rechte jedes einzelnen.  

Digitale Daten bzw. die elektronische Kommunikation unterliegen unterschiedlichsten 

Bedrohungspotentialen:75  

• Unsichtbarkeit elektronischer Informationen 

Zur Einsichtnahme und Bearbeitung sind spezifische technische Vorausset-

zungen (Hard- und Software) notwendig. 

• Flüchtigkeit elektronischer Informationen 

Digitale Informationen unterliegen generell der Gefahr des Verlustes, u.a. 

durch Entmagnetisierung von magnetischen Datenträgern durch Alterung, 

Temperatur, Luftfeuchte, äußere Magnetfelder, versehentliches oder vorsätzli-

ches Löschen oder Überschreiben von Dateien und technisches Versagen von 

Festplatten. 

• Veränderung räumlicher Relation 

Die fortschreitende Vernetzung gewährt einen Zugriff auf elektronisch gespei-

cherte Daten unabhängig vom Ort (weltweit) und vom Endgerät (Großrechner, 

PC, Handy, PDA usw.). Der grenzüberschreitende Information Highway er-

                                                 
75  Zu einer ausführlicheren Diskussion dieser Problemlagen siehe: Landesbeauftragter für den 

Datenschutz Niedersachsen 2002, S. 26ff. 
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möglicht die Umgehung  nationalstaatlicher Regelwerke von Informationsan-

bietern und -nutzern. 

• Protokollierung/Revisionssicherheit 

Aufgrund der wachsenden Abhängigkeit der Verwaltung von elektronischen 

Datenverarbeitungssystemen gewinnen Protokolle für die Revision der jeweili-

gen Vorgänge zunehmend an Bedeutung. Da diese Protokolle jedoch i.d.R. 

nur in elektronischer Form vorliegen, unterliegen sie mit Blick auf die oben be-

schriebene Unsichtbarkeit und Flüchtigkeit elektronisch gespeicherter Informa-

tionen den gleichen Gefährdungen wie die verarbeiteten Daten selbst. 

• Zunahme personenbeziehbarer Daten 

Aufgrund der vielfältigen Speichermöglichkeiten des Mediums Internet sowohl 

zu Prozessen (WWW-Aufrufe, eMail-Verkehr , eBanking, eShopping usw.), zu 

Nutzern (Name, Adresse, Kontoverbindung usw.) und zu eingesetzten Gerä-

ten (PC, Handy, PDA usw.) besteht durch eine  Verknüpfung dieser Daten ei-

ne Gefährdung der Privatsphäre der Nutzer. Da zudem an den Schnittstellen 

der Verwaltung zum Bürger (virtuelle Poststelle, Behördenportal, Internet-

Portal, Intermediär) alle Kommunikationsvorgänge zusammenlaufen, erwach-

sen daraus folgende Gefahren: 

o Erfassung und Analyse der gesamten Kommunikation Einzelner mit 

Behörden, 

o Erstellung von Persönlichkeitsprofilen durch Datenzusammenführung 

und 

o Loslösung der Zweckbindung elektronisch übertragener Daten. 

• Zentrale Datenbestände 

Aus den für eGovernment-Verfahren konzipierten zentralen und fachbereichs-

übergreifenden Datenbeständen resultieren u.a. Bedrohungen durch die Auf-

hebung der Zweckbindung gespeicherter Datenbestände, durch die Beein-

trächtigung der „informationellen Gewaltenteilung“, durch eine unzureichende 

Transparenz für Betroffene (wer greift zu welchem Zweck auf welche Daten 

zu) sowie durch die Nutzung von Data Mining zum unzulässigen Aufspüren 

unbekannter Zusammenhänge. 

• Automatisierung von Einzelentscheidungen 

Die ständig zunehmende Technisierung von Verwaltungsprozessen kann dazu 

führen, dass Entscheidungen ausschließlich aus der automatischen Bewer-
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tung einzelner gespeicherter Persönlichkeitsmerkmale resultieren. Dies be-

deutet für den Betroffenen, dass seine persönlichen Belange und Interessen 

nicht ausreichend berücksichtigt werden, da keine natürliche Person in den 

Entscheidungsprozess einbezogen wird oder er nicht in der Lage ist, seine In-

teressen geltend zu machen. 

• Fehlende Einbindung Betroffener 

eGovernment bedeutet nicht nur technische Veränderung, sondern beinhaltet 

auch weitreichende organisatorische Implikationen in den beteiligten öffentli-

chen Stellen. Um eine Akzeptanz bei den betroffenen Mitarbeitern zu errei-

chen, sollten diese von Anfang an mit den Personalvertretungen in die Pla-

nung von eGovernment-Projekten einbezogen werden. 

• Manipulation der eigenen Infrastruktur 

Die für die elektronische Kommunikation der Verwaltung mit ihren Adressaten 

notwendige „Öffnung“ der IuK-Infrastruktur der Verwaltung beinhaltet erhebli-

che Gefährdungen für die Integrität und die Vertraulichkeit der personenbezo-

genen Daten durch unterschiedlichste Schadprogramme (wie z.B. Viren, 

Würmer oder Trojanische Pferde) bzw. Hacker. 

• Manipulation des eGovernment-Angebots 

Da eGovernment-Dienste in der Regel außerhalb des gesicherten Bereichs 

von Behördennetzen bereitgestellt werden, kann zwar der direkte Zugriff auf 

interne Datenbanken verhindert werden, jedoch setzt man sich damit prinzi-

piell der Gefahr der Manipulation der angebotenen Informationen aus, weil die 

speziellen Schutzmechanismen außerhalb des gesicherten Netzes nicht zur 

Anwendung kommen. 

• Bedrohung im Bereich der Anwendungen 

Durch Fehler im Bereich der Benutzer- und Rechteverwaltung können Unbe-

rechtigte Zugang zu gespeicherte personenbezogene Daten erhalten. Dies 

kann insbesondere dann geschehen, wenn eine gemeinsame Benutzerken-

nung durch mehrere Personen gemeinsam benutzt wird, Anwendungen durch 

Mitarbeiter ausgeführt werden, die die betreffenden Daten für ihre Aufgaben-

stellung nicht benötigen, oder Benutzer innerhalb eines spezifischen Verfah-

rens über Rechte verfügen, die sie für die Aufgabenerledigung nicht benöti-

gen. 
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• Angriffe auf sicherheitstechnische Einrichtungen 

Da die eingesetzten Sicherheitssysteme, dies betrifft dabei sowohl Hard- als 

auch Software, schnellen technischen Weiterentwicklungen unterworfen sind, 

können Bedrohungen entstehen, wenn Protokolle nicht regelmäßig ausgewer-

tet werden, Update-Routinen für Software nicht genutzt werden, überholte 

Verschlüsselungs- oder Signaturverfahren eingesetzt werden oder mit Zertifi-

katen oder geheimen Schlüsseln nicht ordnungsgemäß umgegangen wird. 

• Unzulässiger Umgang mit elektronisch gespeicherten Daten 

Bei einem sorglosen Umgang Berechtigter mit personenbezogenen Daten 

können sich Gefährdungen für die Zweckbindung, Verfügbarkeit und Integrität 

ergeben. Dies kann u. a. die unzulässige Datenübermittlung an Dritte, die ver-

sehentliche Löschung oder Veränderung von Daten, eine unzureichende Be-

nutzer- und Rechteverwaltung,  fehlende Zuständigkeitsregelungen für die 

Pflege zentraler Datenbestände sowie einen zu umfassender Online-Zugriff 

auf die elektronischen Datenbestände der Behörde beinhalten. 

• Gefahren beim Transport 

Die Besonderheiten des Transportweges Internet bedingt eine Reihe von Ge-

fährdungen bei der Übermittlung von Daten. So können Daten bei der Über-

tragung durch gezielte Angriffe oder technische Fehlfunktionen verändert wer-

den. Zudem können bei Verwendung unzureichender Authentisierungs-

verfahren falsche Identitäten simuliert oder die Herkunft von Daten verschleiert 

werden. 

• Gefahren beim Nutzer von eGovernment-Anwendungen 

Da nicht gewährleistet werden kann, dass der Empfänger elektronisch über-

mittelter personenbezogener Daten über ein angemessenes Datenschutz- und 

IT-Sicherheitsniveau verfügt, kann hierdurch die Vertraulichkeit, Integrität, Au-

thentizität und Verfügbarkeit der übermittelten Daten, aber auch die Funktions-

fähigkeit der technischen Infrastruktur des Empfängers gefährdet werden.  

 

All die oben genannten Aspekte gilt es in einem komplexen Sicherheitskonzept76 zu 

berücksichtigen. Nur so kann ein Vertrauen in die entwickelten Lösungen erreicht 

                                                 
76  Zu Sicherheit von IT in Verwaltungen siehe die ausführliche Dokumentation des Bundesamtes  

für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) unter http://www.bsi.de. 



Integrierte Kommunalverwaltung/ eGovernment 

 
75 

werden, das die Voraussetzung für die Akzeptanz und damit auch den Erfolg dieses 

Projektes bildet. 

 

6.4 eProcurement 

Durch elektronische Ausschreibungsverfahren bzw. elektronische Beschaffungs-

prozesse ändert sich das Verhältnis der Verwaltung zu ihren Lieferanten und 

Dienstleistern. Ein Aspekt ist dabei die Einsparung an Zeit und Aufwand für Aus-

schreibungen.77 Bei öffentlichen Aufträgen von Bund, Länder und Gemeinden im 

Werte von rd. 250 Mrd. € pro Jahr, und damit ca. 13% des Bruttoinlandsproduktes78, 

wird deutlich, welche Bedeutung Einsparungen auf diesem Sektor haben. So werden 

nach Auffassung des BMWi Einsparungen an Verwaltungskosten durch eProcure-

ment in Höhe von 10% (2,5Mrd. €) erwartet. Neben diesen Einsparungen an Pro-

zesskosten wird das Vergabeverfahren beschleunigt und die Vergabepraxis transpa-

renter. Zudem bedeutet ein vereinfachtes Verfahren auch eine breitere Beteiligung, 

was mithin auch zu geringeren Preisen führen kann.79  

 

In diesen Bereich gehört die Problematik der sog. „umgekehrten Auktionen“ (reverse 

auctions).80 Hier stellt der Käufer seine Anfrage auf einer Plattform und die Anbieter 

unterbieten sich gegenseitig und die niedrigste Offerte, die den Anforderungen des 

Käufers entspricht, erhält den Zuschlag. Allerdings ist diese Vergabeform zur Zeit 

nicht mit den einschlägigen Vergaberegelungen vereinbar, da die Bieter über die sin-

kenden Angebote der Konkurrenz informiert werden müssen, dies verstößt gegen 

das Anonymitätsprinzip. Das Bundeswirtschaftsministerium ließ die Wirksamkeit die-

ser Vergabeform in einer Studie untersuchen.81 Diese Studie kommt zu dem Ergeb-

nis, dass für die Durchführung inverser Auktionen mit einer Offenlegung der Preise, 

das heißt des jeweiligen Niedrigstgebotes, und oberhalb der Schwellenwerte durch-

führen zu können, eine Angleichung der europäischen sowie nationalen Rahmenbe-

dingungen zwingend erforderlich ist. So müssen vor allem Regelungen geschaffen 

werden, die eine Einschränkung des Grundsatzes der Vertraulichkeit während einer 

inversen Auktion erlauben. Zudem muss rechtlich ermöglicht werden, dass die Preise 
                                                 
77  Zu eBeschaffung bei Kommunen siehe: Frick 2001. 
78  Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi): Pressemitteilung 3.5.2002, 

unter: http://www.bmwi.de/Homepage/Presseforum/Pressemitteilungen/2002/2503prm1.jsp 
79  Vgl. u.a. Dietzig 2001, S. 54f. 
80  Siehe hierzu u.a. Schmid 2001. 
81  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, BMWi 2001. 
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während einer Auktion für alle beteiligten Personen sichtbar gemacht werden dürfen. 

Insgesamt lassen sich bezogen auf den Beschaffungswert Einsparungen von 5% 

erwarten.82 

 

6.5 Kooperation Kreis und Gemeinden 

Die Aufgabenverteilung zwischen Kreisen und Gemeinden ist in Deutschland durch 

eine Reihe von gesetzlichen Regelungen definiert. Zudem besitzt das Postulat der 

kommunalen Selbstverwaltung einen erheblichen, vor allem emotionalen Stellenwert. 

Vor diesem Hintergrund sind auch die Diskussionen um die Bildung von Einheitsge-

meinden in Brandenburg zu sehen. Dazu kommen die mit der Aufgabenerfüllung 

verbundenen finanziellen Aufwände. Wenn Kreisaufgaben von Kommunen erfüllt 

werden sollen, müssen Kompensationslösungen für die entstehenden Mehraufwände 

gefunden werden. Diese müssen nicht unbedingt finanzieller Art sein, auch Entlas-

tungen bei Betrieb und Beschaffung von IT-Technik durch Kooperation oder Einspa-

rungen bei Verwaltungsaufwänden können hier mit einfließen. Zudem ist der Verbleib 

der Verwaltungsgebühren dahingehend aufzuschlüsseln, wer welchen Anteil an den 

anfallenden Gebühren erhält. 83 

 

Es gilt darüber hinaus die Fragen der Fachaufsicht sowie der Widerspruchsinstanz 

zu klären. Ebenso ist die vertragliche Gestaltung der Kooperationsbeziehung zwi-

schen Kreis- und Amtsverwaltung zu definieren: Handelt es sich um vorbereitende 

Aufgaben oder abschließende Bearbeitung, erfolgt die Erfüllung als Auftrag oder als 

Übertragung? 

 

Die Umsetzung von eGovernment-Projekten im ländlichen kreisangehörigen Raum 

stellt die Verwaltung vor große Herausforderungen. Kleine Gemeinden verfügen häu-

fig nicht über die finanziellen und personellen Kapazitäten zur Umsetzung von eGo-

vernment-Lösungen. Darüber hinaus ergibt sich im kreisangehörigen Raum ein gro-

ßer Koordinationsaufwand mit unterschiedlichen Verwaltungsträgern, wenn Diens t-

leistungen aus einer Hand angeboten werden sollen. Insbesondere die Kooperation 

zwischen Kreis- und Gemeindeverwaltung ist ein kritischer Erfolgsfaktor für die Um-

                                                 
82  Ebenda, S. 88ff, auch Schmid, 2001: S. 53. 
83  Vgl. zu den Aufgaben der Landkreise und ihrem Verhältnis zu den Gemeinden u.a. Lusche 

1998. 
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setzung von eGovernment. Im technischen Bereich müssen Kommunikations- und 

technische Standards definiert werden ohne unnötige Zentralisierungen herbeizufüh-

ren. Im organisatorischen Bereich führt die Umsetzung von eGovernment-Lösungen 

zu Änderungen in Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten durch eine veränderte 

Aufgabenverteilung, so dass juristische und verwaltungswissenschaftliche Fragen im 

Kontext von technischen Fragen zu klären sind und umgekehrt. Gerade der ländliche 

Raum mit seinem häufig verringerten Dienstleistungsangebot kann von der eGo-

vernment-Entwicklung durch die Möglichkeit der Bündelung von Verwaltungsdiensten 

und auch privaten Diensten profitieren. Allerdings kann nur durch kostengünstige und 

schnell umsetzbare technische und organisatorische Lösungen verhindert werden, 

dass der ländliche Raum von der eGovernment-Entwicklung großer Städte abgekop-

pelt wird. 
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7. Resümee 

Ob in Bund, Land oder Kommune: Während Reformen im Sinne des New Public Ma-

nagement in den vergangenen Jahren verstärkt diskutiert wurden, steht heute die 

Debatte um Verwaltungsmodernisierung durch eGovernment auf allen politischen 

Ebenen auf der Tagesordnung. Die vorliegende Projektskizze von eLoGo, einem 

Projekt, das an der Universität Potsdam angesiedelt ist, gibt Aufschluss über strate-

gische und operative Ziele des Projektes, beleuchtet internationale sowie nationale 

Projekte im Hinblick auf Synergien und diskutiert technische und rechtliche Voraus-

setzungen der Anwendung von Government im ländlichen Raum. 

  

Ein nachhaltiges Ergebnis des ersten Zieles ist die Gründung eines eGovernment 

Kompetenzzentrums in Potsdam: Institute for eGovernment – CompetenceCenter 

(IFG.CC). Das IFG.CC hat sich zum Ziel gesetzt, die vielfältigen Akteure und Berei-

che auf dem Gebiet eGovernment zu bündeln und interdisziplinäre Lösungen zu 

entwickeln. Insbesondere auf der kommunalen Ebene sind die kostengünstigsten 

und effizientesten eGovernment Lösungen anzustreben, da die Finanzlage in den 

Kommunen dramatisch ist. Durch zentrale Informationsangebote, Modelllösungen 

und Schulungen können Lösungen diskutiert werden und Best Practice Piloten be-

kannt gemacht werden. 

  

Die eGovernment-Strategie des Landkreises Potsdam-Mittelmark sieht eine integrier-

te Kommunalverwaltung vor. Die Gemeinden sollen kreisliche Leistungen für den 

Bürger anbieten können. e-LoGo erstellt in diesem Zusammenhang mehrere Anwen-

dungsstudien: u.a. eine Konzeption zur Umsetzung von eGovernment im KfZ-

Zulassungswesen und eine Studie zum Aufbau eines Formularportals.   

 

Die Stadt Beelitz bietet seit dem 2. Dezember 2002 in einem Pilotprojekt Leistungen 

aus dem Bereich KfZ-Zulassung an. Im Projekt Formularserver einigen sich derzeit 

die kreisangehörigen Gemeinden auf einheitliche Formulare, die in einem ersten 

Schritt im PDF-Format online durch den Kreis bereitgestellt werden. Strategisches 

Ziel des Landkreises ist es, ein kreisweites Intranet für die Gemeinden aufzubauen. 

Unterschiedliche Dienste können dann über ein sogenanntes Service-Portal von un-

terschiedlichen Verwaltungen gemeinsam genutzt werden. 
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In der vorliegenden Projektskizze wird insbesondere auf das Konzept der integrierten 

Kommunalverwaltung fokussiert. Aufgaben der Gemeinden und Kreise sollen für den 

Bürger aus einer Hand angeboten werden können, ohne dass hier rechtliche Gren-

zen verwaschen werden. Zudem sollen die Bürger den Zugangskanal zur Verwaltung 

wählen können: via Internet, via Servicemobil oder durch den Multifunktionalen Ser-

viceladen. Durch die Trennung in Front Office, der „Schnittstelle“ zwischen dem Bür-

ger und den Leistungsanbietern, sowie dem „Back Office“ ist eine sinnvolle Arbeits-

teilung im Hinblick auf Verwaltungsvorgänge realisierbar. Um dem Bürger einen um-

fassenden Service bieten zu können, sind Kooperationen mit privaten Dienstleistern 

denkbar und auch anzuraten. Diese Modelle könnten den ländlichen Raum attrakti-

ver machen und Abwanderungsprozessen entgegen steuern. 

Dieser und die folgenden Projektberichte bilden eine Diskussionsgrundlage für Inte-

ressierte in Verwaltung, Wissenschaft und Wirtschaft. Sie werden darüber Aufschluss 

geben, ob und wieweit die einzelnen Projektmodule umgesetzt und zu welchem Dis-

kussionsstand die geschilderten Problemlagen geführt werden konnten. 
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